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Erbärmlich.
Cornelia Ernst, Europaabgeordnete 
der Linken, Mitglied im Ausschuss 
für bürgerliche Freiheiten, Justiz und 
Inneres zum EU-Innenministertreffen 
zur Flüchtlingspolitik am 8. Oktober:

„Die Ergebnisse zur europäischen 
Flüchtlingspolitik des heutigen EU-
Innenministertreffens sind erbärm-
lich: Alles bleibt beim Alten. Die ewige 
Story vom Flüchtling als Bedrohung 
zeugt von neokolonialistischem Den-
ken und nicht von europäischem Geist. 
Mit einer klaren Absage an mehr EU-
interne Solidarität macht allen vor-
an der deutsche Innenminister Hans-
Peter Friedrich klar, wohin die Reise 
für Flüchtlinge auch weiterhin geht: 
In eine Sackgasse, die im schlimmsten 
Fall mit dem Tod endet.“ Die Äußerun-
gen Friedrichs im Vorfeld des heutigen 
Innenministertreffens bezeichnet Cor-
nelia Ernst als „platten Populismus“ 
und“ Zynismus im neokolonialen Ge-
wand“ und spricht Friedrich jegliche 
Fähigkeit, Sachverhalte jenseits der 
nationalen Bühne beurteilen zu kön-
nen, ab.

„Nichts als Lippenbekenntisse“, sei-
en das Ergebnis des Treffens, dem im 
Vorfeld vollmundige „Beteuerungen, 
von jetzt an endlich keine Flüchtlin-
ge im Mittelmeer sterben zu lassen“, 
so Ernst. „Hinter den schwammigen 
Ankündigungen, eine Task Force zu 
gründen, steckt die eiskalte Taktik, 
Zeit zu gewinnen, bis sich die Wogen 
im wahrsten Sinne des Wortes geglättet 
haben. Das ist erbärmlich.“ 

Doch auch keine Beschlüsse seien 
aussagekräftig, so die Linkenpoliti-
kerin weiter. „Mit dem Bekenntnis, 
Frontex unangetastet zu lassen und 
gegebenenfalls weiter auszubauen, 
zementiert die EU ihre europäische 
Flüchtlings- und Asylpolitik, deren 
Fundament die Abschottung und Kri-
minalisierung von Flüchtlingen ist.“ 
Die Linke plädiert für eine menschen-
rechtlich fundierte Asylpolitik. Corne-
lia Ernst: „Das heißt im Klartext: die 
Grenzschutzagentur Frontex abschaf-
fen; die unfreiwillige Verschiebung von 
Flüchtlingen nach dem ungerechten 
Zuständigkeitsprinzip – der Dublin 
II-Verordnung – verbieten, faire Asyl-

verfahren sichern.“ Daneben gelte es, 
für eine gerechte Entwicklungszu-
sammenarbeit, Weltwirtschafts- und 
Friedenspolitik auf europäischer Ebe-
ne einzutreten, die auch eine Besei-
tigung von Fluchtursachen zur Folge 
habe. „Um die Lebenssituation in den 
Herkunftsländern zu verbessern ist es 
erforderlich, endlich das Millenium-
Entwicklungsziel der UN von 0,7% des 
Bruttonationaleinkommens für Ent-
wicklungszusammenarbeit aufzuwen-
den,“ so Ernst. 

Nötig sei ein europäisches Seeret-
tungs-Programm mit eigenen Institu-
tionen und einem klaren Mandat: „Le-
ben retten, und nicht die Außengren-
zen Europas gegenüber Menschen in 
Not bis aufs Letzte zu verteidigen“, so 
Cornelia Ernst. Überwachungsdroh-
nen und Satellitentechnik im Rahmen 
des geplanten Überwachungssystems 
Eurosur retteten keine Menschenle-
ben, so lange nicht geklärt sei, wer für 
die Rettung auf See zuständig ist. „Bei 
der Flüchtlingskatastrophe vergange-
ne Woche mit mehreren Hundert Toten 
bestand das Problem ja nicht darin, das 
Boot zu orten, im Gegenteil: Fischer-
leute beteiligen sich heute kaum noch 
an der Rettung der Boote, weil sie sich in 
Italien damit wegen Schlepperei straf-
bar machen können“, so Cornelia Ernst 
weiter. Der Kampf gegen Schlepperei 
sei Teil des Problems, nicht der Lösung, 
so die Linkenpolitikerin abschließend. 
„Eurosur ist ein rund 340 Millionen 
Euro teures Investitionsprogramm für 
die Rüstungsindustrie. Überspitzt for-
muliert kann die EU dann prima via 
Satellitenübertragung aus dem Weltall 
dabei zusehen, wie die Flüchtlinge in 
ihren Nussschalen ertrinken.“ Stras-
bourg, 8. Oktober 2013

Mit Gauck ins volle Risiko?
www.bundespraesident.de. maf. Im 
Rahmen seiner Festrede zum Tag der 
Deutschen Einheit fragte Bundesprä-
sident Gauck am 3. 10.13 in Stuttgart 
„Entspricht unser Engagement der Be-
deutung unseres Landes?“. Das Land 
sei bevölkerungsreich, in der Mitte 
des Kontinents gelegen und die viert-
größte Wirtschaftsmacht der Welt, es 
habe Freiheit, Frieden und Wohlstand 

Demonstration gege EU-Abschottung für Flüchtlinge am 5. Oktober in Freiburg/Brsg.
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sichern können. Wichtigstes Interes-
se sei nun, „diese politische Ordnung 
und unser Sicherheitssystem gerade in 
unübersichtlichen Zeiten zu erhalten 
und zukunftsfähig zu machen“. Es sei 
richtig zu fragen, ob Deutschland seine 
Verantwortung ausreichend wahrneh-
me etwa gegenüber den Nachbarn im 
Osten, im Nahen Osten oder am süd-
lichen Mittelmeer. In eine rhetorische 
Frage verpackt bezog sich Gauck dann 
positiv auf das Streben der deutschen 
Diplomatie nach einem ständigen Sitz 
im Sicherheitsrat, verband damit die 
Verpflichtung zum Engagement in fer-
neren Weltregionen, und meinte, da die 
BRD keine Insel sei, werde das Land 
von den politischen und ökonomischen, 
den ökologischen und militärischen 
Konflikten, nicht verschont bleiben, 
wenn es sich an deren Lösung nicht 
beteilige. „Ich mag mir nicht vorstel-
len, dass Deutschland sich groß macht, 
um andere zu bevormunden. Aber ich 
mag mir genauso wenig vorstellen, dass 
Deutschland sich klein macht, um Ri-
siken und Solidarität zu umgehen.“ 
– Solidarität bezieht sich auf Beistand, 
der im vertraglich definierten Fall zu 
leisten ist. Riskant nennt man Unter-
nehmungen oder Handlungen, zu deren 
Vortrieb man Mittel riskiert, um einen 
Vorteil zu erlangen. Ein gutes aktuelles 
Beispiel für den Unterschied findet sich 
in der Syrienpolitik. Aus dem Beitritt 
Syriens zur Chemiewaffenkonvention 
folgt die – solidarische – Verpflichtung 
der Vereinten Nationen, das Land bei 
der tatsächlichen Abrüstung zu kon-
trollieren und es dabei auch zu un-

terstützen. Ein Luftschlag etwa der 
USA, Frankreichs und Großbritanni-
ens gegen Syrien wäre hingegen ein 
riskantes Unternehmen. Wenn es zu 
einer großen Koalition kommt, wird die 
Definition des außenpolitischen Stils 
der BRD vorhersehbar eine bedeuten-
de Rolle spielen. Gegenwärtig ist der 
Handlungsspielraum der BRD nicht 
nur durch Größe, Lage, Wirtschafts-
kraft und – hoffentlich – das Gewicht 
der öffentlichen Meinung eingehegt, 
sondern auch durch das Statut der Ver-
einten Nationen. Die BRD hat eben 
keinen ständigen Sitz im Sicherheitsrat 
und damit auch nicht die damit verbun-
dene Lizenz zur Kriegführung. Dabei 
sollte es bleiben. 
http://www.bundespraesident.de/
SharedDocs/Reden/DE/Joachim-
Gauck/Reden/2013/10/131003-Tag-
deutsche-Einheit.html

Problem für Grün-Rot: Versprochen, 
gehalten
Normalerweise kritisiert die Oppo-
sition das Regierungshandeln gerne 
mit „versprochen – gebrochen“. Jetzt 
muss die grün-rote Landesregierung 
in Baden-Württemberg erleben, dass 
beträchtliche Teile der betroffenen Be-
völkerung und auch die Opposition von 
CDU und FDP sie angreifen, weil sie 
ein Wahlversprechen eingehalten hat. 

Das Kabinett hat jetzt den Gesetz-
entwurf für den Nationalpark Nord-
schwarzwald beschlossen. Das Projekt 
ist fachlich umstritten: Kurz zusam-
mengefasst behaupten die Grünen, dass 

hier ein großes Stück Land „der Natur“ 
zurückgegeben würde. Der Einwand 
der Kritiker ist, damit würde einer 
gewachsenen Wirtschaftsstruktur aus 
Holz- und Landwirtschaft sowie Tou-
rismus die Grundlage entzogen. Inzwi-
schen wird deutlich, dass es zunächst 
einmal nicht um „Natur“ geht, sondern 
um die Verteilung öffentlicher Mittel. 
(Hier sei nur am Rande auf die Schwie-
rigkeit der Bestimmung von „Natur“ 
hingewiesen, ganz allgemein gespro-
chen, eine begriffliche Abstraktion im 
menschlichen Denken der zahlreiche 
Bereiche – Wissenschaft, Kultur und 
Religion – berührt.) 

Bevor der Beschluss des Kabinetts 
zustande kam, gab es beträchtlichen 
Streit zwischen den Koalitionspartei-
en Grüne und SPD. Die SPD stellt den 
Finanzminister, Nils Schmid, der fand 
alles zu teuer und sah durchaus prob-
lematische langfristige Wirkungen auf 
den Haushalt des Landes. Der grüne 
Minister, Alexander Bonde, wollte 95 
zusätzliche Stellen für Ranger und an-
deres Personal, das hätte den Landes-
haushalt auf absehbare Zeit mit min-
destens rund 9 Millionen Euro jährlich 
dauerhaft belastet. Dazu sollten noch-
mal mehrere Millionen „Anschubfi-
nanzierung“ für Gebäude kommen, ein 
Besucherzentrum, Einlasskontrollen 
und ähnliches sind vorgesehen. 

Die Grünen gaben etwas nach, das 
Personal beginnt zunächst mit 62 Stel-
len, davon soll die Hälfte durch „Um-
schichtung“ im Landwirtschaftsmi-
nisterium gewonnen werden. 2015 wird 
dann aber doch auf 89 Förster, Biolo-
gen, Touristiker und andere Fachkräf-
te aufgestockt – damit diese Zahlen im 
Haushalt nicht so brutal aufscheinen, 
werden sie im Naturschutzetat allge-
mein gebucht, der wird aber dafür in 
den nächsten Jahren jeweils um sechs 
Millionen Euro erhöht.

Damit tritt neben die fachliche Kritik 
und der Kritik an der Missachtung des 
Bürgerwillens das finanzielle Problem. 
(Wir hatten in den Politischen Berich-
ten Nr. 6/2013 über eindeutige Abstim-
mungen der Betroffenen und den wis-
senschaftlichen Hintergrund bereits 
berichtet.) Die grün-rote Landesregie-
rung sagt zwar immer wieder, dass sie 
die Schuldenbremse des Grundgeset-
zes im Auge habe, insbesondere Mi-
nisterpräsident Kretschmann betont 
das. Aber bislang ist in den Haushalten 
der grün-roten Regierung eine wach-
sende Nettokreditaufnahme enthalten, 
obwohl Baden-Württemberg zu den 
wirtschaftlich stärksten Bundeslän-
dern gehört und die Steuereinnahmen 
deutlich angestiegen sind.

Spannend wird es werden, wenn die 
SPD in eine Bundesregierung mit der 
Union geht: kann sie es dann noch 
aushalten, das Land für grüne Projekte 
zunehmend zu verschulden? 

� Alfred Küstler

„Sich groß machen, sich klein machen?“ Gauck nach seiner Vereidigung am 12. Mai 2012, 
mit militärischen Ehren ins Schloss Bellevue begleitet.
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Die Septemberwahlen

Rückwirkungen auf die Parteien und auf 
Regierungsziele
Binnen acht Tagen standen zunächst 
die bayerische Landtagswahl an, ter-
minlich verbunden mit den Wahlen 
zu den bayerischen Bezirkstagen und 
fünf Volksentscheiden zur Änderung 
des Landesverfassung, Sonntag darauf 
folgte die Bundestagswahl gleichzeitig 
mit der hessischen Landtagswahl und 
dem Hamburger Bürgerentscheid zum 
Erwerb der Energienetze. Die Wahl-
entscheidungen lösen ein Blitzlichtge-
witter politischer Impulse aus, die in 
der Strategiediskussion der Parteien, 
in der Arena der öffentlichen Meinung 
und nicht zuletzt bei der Ausformu-
lierung von Regierungsprogrammen 
wirksam werden. 

Der schwelende Europa-Konflikt, die 
AfD, die Freien Wähler, die FDP

Fast schon vergessen ist die Genese 
von Aufstieg und Fall der FDP. Sie 
setzte zum Höhenflug an als Partei der 
Besserverdienenden. Da der politische 

Liberalismus eigentlich der Ordnung 
des freien Wettbewerbs verpflichtet ist, 
führte die versprochene Bedienung von 
Interessengruppen zum Normenkon-
flikt. Die Idee der rücksichtslosen Re-
alisierung momentaner Vorteile wurde 
auf die Europapolitik übertragen. Es 
kam, heute fast schon vergessen, zu 
einem Mitgliederentscheid, der im Er-
folgsfall der Europapolitik der Regie-
rungskoalition den Garaus gemacht 
hätte. Der Text des Antrags (www.
mitgliederentscheid.fdp.de) zeigte eine 
gnadenlose Ausschlachtermentalität, 
die in der Union einige Unterstützung 
fand und in Bayern den Freien Wählern 
Nahrung bot. Parlamentarisch hatte 
die Regierung Merkel mehrfach die 
Unterstützung durch die SPD nötig. 
Die in unzähligen Umfragen gemesse-
ne Popularität einer großen Koalition 
hat hier einen politischen Ankergrund, 
den Bürgerinnen und Bürgern ist an 
der Stabilisierung der EU und der 

Eurozone gelegen. Die Polemik gegen 
die „Schuldenunion“ hat in Verbin-
dung mit der Erfahrung der Finanz-
spekulation gegen einzelne Staaten in 
der BRD eine sehr breite öffentliche 
Meinung für den Abbau der Staats-
schulden erzeugt. Parallel zu den 
Landtagswahlen stimmten in Bayern 
89% der Wähler der Aufnahme einer 
sogenannten Schuldenbremse in die 
Verfassung zu. (www.wahlen.bayern.
de/volksentscheide/2013_erl-voe_4.
pdf).

Dass es sich bei der Europa-Kontro-
verse in der FDP um einen bedeutenden 
innerelitären Konflikt gehandelt hat, 
lässt sich aus dem lebhaften Zuspruch 
und Zulauf schließen, den die AfD er-
fuhr. In diesem Dunstkreis sammelten 
sich neben wirtschaftsnahen Politi-
kern auch ein Kreis von Wirtschafts-
wissenschaftlern, während die einen 
an der Destabilisierung der Eurozone 
verdienen möchten, halten die ande-

SPD-Generalsekretärin Nahles: 
„Auf der Suche nach gemeinsamen 
Lösungskorridoren“
(7. Oktober) Am 14. Oktober werden 
SPD und Union zum zweiten Mal zu 
Sondierungsgesprächen zusammen-
kommen. Der SPD-Parteikonvent soll 
dann am 20. Oktober die Ergebnisse 
bewerten und zu möglichen Koali-
tionsgesprächen mit CDU/CSU ein 
bindendes Votum abgeben. „Noch ist 
nichts entschieden“, sagte SPD-Gene-
ralsekretärin Andrea Nahles am Mon-
tag im Berliner Willy-Brandt-Haus.

Nahles erklärte, dass beim ersten 
Sondierungsgespräch mit der Union 
am 4. Oktober „erste gemeinsame 
Positionen, aber auch strittige Punk-
te“ identifiziert worden seien. Beim 
nächsten Sondierungsgespräch am 14. 
Oktober werde nun geprüft, ob „ge-
meinsame Lösungskorridore“ für die 
Herausforderungen Deutschlands ge-
funden werden können. Hierbei gehe 
es unter anderem um konkrete Fragen 
rund um Europa, die Neuordnung des 
Arbeitsmarktes, Altersarmut sowie 
um Gleichstellungs-; Familien- und 
Integrationspolitik.

Auch warnte die Generalsekretä-
rin davor, sich zeitlich unter Druck 
zu setzen. Der Parteitag vom 14. bis 
16. November dürfe „auf keinen Fall 
als Grenzlinie für mögliche Verhand-
lungen gewertet werden.“ Wenn über 

einen Koalitionsvertrag verhandelt 
werden sollte, gehe es „um Inhalte“ 
und dafür brauche man „genügend 
Zeit.“

CDU-Generalsekretär Gröhe: „Es 
macht Sinn und es ist notwendig, 
weiter zu sondieren“ 
(4. Oktober) „Wir haben gemeinsam 
in guter, sachlicher und konstrukti-
ver Atmosphäre die großen Heraus-
forderungen unseres Landes in den 
Blick genommen“, erklärte CDU-
Generalsekretär Hermann Gröhe. In 
den Gesprächen seien „durchaus Ge-
meinsamkeiten, aber auch wichtige 
Unterschiede deutlich geworden“, so 
Gröhe weiter. 

„Es macht Sinn, und es ist notwen-
dig, weiter zu sondieren“, so Gröhe. 

CSU-Generalsekretär Alexander 
Dobrindt fügte hinzu, man habe „sehr 
ordentliche, sehr vernünftige Gesprä-
che“ geführt, in denen der „ernste 
Wille“ aller Beteiligten zu spüren ge-
wesen sei. Die Gespräche seien durch 
den gemeinsamen Willen geprägt ge-
wesen, „nicht nur die Unterschiede, 
sondern auch die Gemeinsamkeiten“ 
beider Seiten auszuloten. Die gute At-
mosphäre der Gespräche habe auch 
gezeigt, dass „alle mit großem Ver-
antwortungsbewusstsein an die Sache 
gehen“, so Alexander Dobrindt.

CSU-Generalsekretär Dobrindt: Klare 
Absage an Steuererhöhungen
(Bayernkurier vom 5. Oktober 2013) 
Die CSU bleibt in der Finanzpolitik 
auf Kurs. Auch bei den Koalitions-
verhandlungen in Berlin gilt für uns 
weiter unser „Bayernplan“ mit der 
klaren Absage an Steuererhöhungen. 
Wir haben vor der Wahl gesagt, dass 
der Staat mit seinen Einnahmen aus-
kommen muss. Das gilt auch nach der 
Wahl. Eine Anbiederung der CSU an 
mögliche Koalitionspartner wird es 
nicht geben. Wir stehen für einen Ver-
zicht auf Steuererhöhungen und für 
solide Finanzen.

Das Wahlergebnis ist nicht nur eine 
Abstimmung über die Zusammenset-
zung des Bundestages. Es ist zugleich 
eine Abstimmung über die künftige 
Politik für Deutschland. Und es ist 
eindeutig, dass die Mehrheit gegen 
Steuererhöhungen votiert hat. Die 
SPD kann jetzt nicht so tun, als hätte 
sie ein Mandat von der Bevölkerung, 
um Steuererhöhungen einzufordern.

Die CSU wird den Versuch nicht 
akzeptieren, das Wahlergebnis um-
zudeuten. Wir haben ein klares Vo-
tum der Bevölkerung für die Politik 
der Union bekommen. Es wird Zeit, 
dass die SPD aufwacht und sich der 
Realität stellt. Auch Parteien, die bei 
einer Wahl gescheitert sind, haben 
eine staatspolitische Verantwortung. 
Das darf die SPD nicht vergessen!
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ren die Rettung des Euro für 
unmöglich. Die Entzweiung 
in Euro-Gegner und Euro-
Retter hat die FDP unter die 
5% gedrückt und die AfD 
nicht über die 5% gehoben. 
Innerhalb der Euro-Gegner 
gelang es der eher distin-
guiert gekleideten AfD mit 
4,7% die eher hemdsärmelig 
auftretenden Freien Wähler 
zu deklassieren. Aiwangers 
Partei erreichte im Bund nur 
1% und selbst in Bayern nur 
2,7%. Es ist aber nicht un-
wahrscheinlich, dass gerade 
diese Wenigen der AfD zum 
Einzug in den Bundestag ge-
fehlt haben.

Anders als die AfD ist die 
FDP in einer ganzen Reihe 
von Landtagen vertreten. 
Aber die entsprechenden 
Wahlerfolge ergaben sich vor 
der parteipolitischen Desin-
tegration des Liberalismus 
durch das Aufkommen der 
AfD. Bei der Landtagswahl 
in Hessen kam die FDP nur 
ganz knapp auf die 5%, die 
AfD erzielte dort 4,0% und 
die Freien Wähler 1,2%.

Das Bundesverfassungs-
gericht hat bei den Euro-
pawahlen die Sperrklausel 
von 5% gekippt; sie wurde jetzt vom 
Bundestag auf 3% herabgesetzt. Wahl-
termin ist im Juni 2014. In den kom-
menden Monaten wird sich zeigen, ob 
der politische Liberalismus eine von 
einer Wohlfahrtsvorstellung getragene 
Strategie auf die Beine stellen und die 
klientelistischen Tendenzen einhegen 
kann. Auf der anderen Seite ist zu 
erwarten, dass die AfD sich in Inhalt 
und Stil nach rechts öffnet. Sie muss 
bei den Europawahlen über die 3% 
kommen, während die Freien Wähler 
diese Chance wohl nicht mehr haben.

Stabilität! Die Botschaft des bayerischen 
Wahlergebnisses

Da wir in dieser Ausgabe eine um-
fangreiche Ausführungen zur Inter-
pretation des bayerischen Wahlergeb-
nisses an Hand der Münchner Ergeb-
nisse liefern, sollen kurze Hinweis 
genügen. Das bayerische Wahlrecht ist 
kompliziert, z.B. werden zur Ermitt-
lung der Sitze Erst- und Zweitstimmen 
zusammengezählt, es gibt aber auch 
Direkt- und Überhangmandate. Stim-
mensplitting wird nicht begünstigt, 
das Wahlrecht kann zur Erklärung 
des Niedergangs der FDP (2008: 8,0%, 
2013: 3,3%) nicht herangezogen wer-
den. Erhebliche Auswirkungen hatte 
die 5%-Klausel für das Landtagswah-
lergebnis der Linken (2,1%). Der Er-
folg der CSU hat dennoch mit einer 
Besonderheit der bayerischen Statuten 
zu tun. Das relativ gut ausgebaute Ver-

fahren der Volks- und Bürgerentschei-
de ermöglicht eine Kombination von 
„starker, geschlossener Mehrheit“ und 
„Korrektur durch den Bürger“. Inter-
essanterweise deutet sich eine solche 
Kombination auch in Hamburg an, wo 
die SPD die absolute Mehrheit hat und 
durch Volksentscheid zum Ankauf der 
Energienetze gezwungen wurde. 

Die Regierungsbildung im Bund

Während die Regierungsbildung in 
Bayern im Lauf der Woche abgeschlos-
sen sein wird, besteht in Hessen eine 
Verhandlungssituation. Hier hat nicht 
nur die FDP die 5% geschafft. sondern 
auch die Linke, die sogar in den Ver-
handlungen um die Regierungsbildung 
eine Rolle spielt. Wir hoffen in der 
nächsten Ausgabe unserer Zeitschrift 
auf einen ausführlichen Bericht (ein 
erster Einblick gibt der nachfolgende 
Wahlbericht von Benjamin Hoff).

Die Verhandlungen, die Frau Merkel 
als Kanzlerin der geschäftsführenden 
Regierung führt, können sich lange 
hinziehen. In diesen Verhandlungen 
mischen sich Fragen an die Regie-
rungspolitik mit Problemen der in-
neren Stabilisierung der Parteien, die 
hier mit Blick auf die Grünen und auf 
die SPD zunächst angesprochen wer-
den sollen. 

Die Grünen sehen sich selbst als die 
großen Verlierer der Wahlen. Das Wahl-
ergebnis hat bei den Grünen den ohne-
hin fälligen Generationswechsel be-

schleunigt. Dabei werden nicht 
nur Menschen in den Ruhestand 
versetzt, es werden auch politi-
sche Erfahrungen ad acta gelegt: 
Der autoritäre, von den Struktu-
ren des Kaiserreichs und dann 
des Faschismus geprägte Staat 
und die dazu passende Familie. 
Die unvollendete Gleichberech-
tigung der Frauen. Die straf-
rechtliche Verfolgung der Homo-
sexualität. Der Vietnamkrieg. 
Die Situation der Blockkon-
frontation. Die Durchsetzung 
der Atomtechnologie. Die Er-
fahrung der Berufsverbote. Die 
Fremdenfeindlichkeit des Kon-
servatismus („Deutschland kein 
Einwanderungsland“) – heute 
noch erlebte Erfahrungen der 
Akteure, die im politischen Dis-
kurs mitschwingen, gerinnen 
zur Geschichte. Das gilt selbst 
für den Anschluss der DDR an 
die BRD. 

Der Generationswechsel be-
rührt alle Parteien, die Grünen 
berührt er in besonderer Weise, 
weil das Geflecht der politischen 
Kompromisse im weiten Feld 
zwischen Linksalternativen 
und anthroposophischen Eso-
terikern nicht durch politische 
Theorien und Programme zu-
sammengehalten wird, sondern 

verkörpert. Auf diese Weise konnten 
atemberaubende Wandlungen der po-
litischen Doktrin vollzogen werden. 
So zum Beispiel der Wandel vom Pa-
zifismus zum Interventionismus, von 
der staatsskeptischen Ökowirtschaft 
im kleinen Kreislauf zur staatswirt-
schaftlich-technischen Verflechtung 
der europäischen Energieversorgung, 
von der demonstrativen Anerkennung 
anderer Kulturen und Lebensweisen 
hin zum Anspruch der kulturellen 
Hegemonie. Wenn nun die Personen 
abtreten, die diesen Wandel verkör-
pern und damit auch die Erinnerung 
an frühere Zeiten, was bleibt dann? 
In diesem Wahlkampf versuchten die 
Grünen mit einem Rückgriff auf den 
links-alternativen Stoff ihrer Grün-
dungszeit Wähler zu gewinnen. Das 
hat nicht funktioniert. Die nächsten 
Monate werden zeigen, um welche poli-
tischen Ideen sich die Partei gruppiert.

Die SPD hat, insbesondere unter dem 
Einfluss ihrer Generalsekretärin Frau 
Nahles, die Vernichtung der Linken 
oft und oft als Ziel ausgerufen. Da 
die Linke nicht nur knapp vor den 
Grünen in den Bundestag einziehen 
konnte, sondern auch in einem har-
ten rot-grünen Lagerwahlkampf ihre 
Existenzberechtigung neben SPD und 
Grünen zugesprochen erhielt, ist die 
Bindekraft dieser Strategie schwach 
geworden. Die Sozialdemokratie muss 
in absehbarer Zukunft neben der Lin-
ken bestehen. 

Sitzverteilung

http://www.bundeswahlleiter.de/de/bundestagswahlen/BTW_BUND_13/ergebnisse/bundesergebnisse/grafik_sitze_99.html[08.10.2013 16:09:23]

:: A- :: A+ :: Barrierefreiheit :: Seitenübersicht :: Kontakt :: Impressum:: English

Übersicht

Ergebnisgrafiken Erststimme

Ergebnisgrafiken
Zweitstimme

Sitzverteilung

Thematische Karten

Diese Seite drucken

Bundesergebnis

Vorläufiges Ergebnis der Bundestagswahl 2013

Sitzverteilung

Sitzverteilung: Gewinn und Verlust

©2013 Der Bundeswahlleiter

Sie befinden sich hier: Start > Bundestagswahlen > Bundestagswahl 2013 > Ergebnisse > Bundesergebnis

Quelle:Bundeswahlleiter



6 Aktuell aus Politik und Wirtschaft • PB 10/2013

Die Union hingegen hat in den letzten 
Jahren ein beachtliches Programm der 
schonenden Modernisierung hingelegt. 
Sie hat den Traditionalismus, der das 
Leben vieler ihrer Wählerinnen und 
Wähler bestimmt, mit den Notwendig-
keiten der Moderne zusammengebo-
gen. Dabei waren ihr Bestrebungen in 
den beiden großen Kirchen hilfreich. 
Es ist dieser Kurs der schonenden Mo-
dernisierung, des Hinbiegens, des Tas-
tens, der Bereitschaft zur schnellen 
Wende, für den die Wählerinnen und 
Wähler Frau Merkel und Herrn Seeho-
fer belohnten. Der Verlust an Parteien, 
die dann außerhalb des Parlamentes 
blieben, ist dazu die Kehrseite.

Die Union muss koalieren. Gegen-
wärtig befindet man sich im Stadium 
der Sondierungsgespräche. Am Ende 
ist eine Koalition aus Union und SPD 
wahrscheinlich. Mit Blick auf die Par-
teiverhältnisse: Sie würde im Unionsla-
ger den Prozess der schonenden Moder-
nisierung – anders als ein Verbündnis 
mit den Grünen – nicht strapazieren. Die 
Vereinbarung von Zielen mit Blick auf 
soziale Mindeststandards ist zwischen 
Union und SPD in vielen interessan-
ten Punkten möglich, so im wichtigen 
Bereich Altersvorsorge, Rente, Pflege. – 
Für die wirtschaftlich-technische Re
alisierung der Energiewende braucht 
die künftige Regierung oftmals die 
Zustimmung des Bundesrates, eine 
Union/SPD-Regierung bekäme die 
leichter. Auch auf dem Gebiet der Euro- 
und Europapolitik tun sich in dieser 
Kombination keine unüberwindbaren 
Hürden auf. Leichter als mit den Grü-
nen würde sich die Union auch in der 
Infrastruktur- und Verkehrspolitik 
mit der SPD treffen können.

Der Reiz einer schwarz-grünen Re-
gierung länge für die Union vor allem 
in der Aussicht, die Grünen an der 
Kehrseite der Energiewende vorzufüh-
ren, vom Endlager, vorbei an Wind-
parks und Überlandleitungen bis hin 
zum häuslichen Strom- und Energie-
kostenzähler. Ähnlich wie eine Koa-
lition mit der SPD der Dämpfung der 
Konfliktbereitschaft gewerkschaftli-
cher und sozialer Bewegungen dienen 
kann, geht es hier um die Einhegung 
der Ökobewegungen. 

Opposition ist Mist – ! – ?

Für die SPD gilt das auch jetzt unein-
geschränkt. Sie kann ein ernsthaftes 
Angebot der Bundeskanzlerin nicht 
ausschlagen. Ein solches Angebot wür-
de vielen Zielen der SPD-Wählerschaft 
entgegenkommen, eine solche Regie-
rung würde für soziale Forderungen 
offener sein als eine Koalition aus Uni-
on und Grünen.

Für die Grünen sieht das anders aus. 
Sie haben einen programmatischen 
Findungsprozess vor sich, der sich in 
Kritik an der laufenden Regierungs-
politik viel leichter entwickeln kann. 

In der Opposition kann die Partei auch 
ihre Verbindung zu den neuen sozialen 
und ökologischen Bewegungen unbe-
schwerter pflegen.

Ähnliches gilt für die Linke. Sie kann 
effektiv und sorgfältig die Regierungs-
politik auf soziale Ungerechtigkeiten 
abklopfen, sie kann auf die SPD sach-
lich-kritisch Druck ausüben und wir-
ken. Sie hat dann auch die Chance, an 
einer tragfähigen linken Europapolitik 
zu arbeiten, ihr bleibt die Möglich-
keit, sich als Bürgerrechtspartei und 
Partei der interkulturellen Solidari-
tät zu bewähren und Alternativen zur 
militärischen Interventionspolitik zu 
entwickeln.

Die Politik in Ländern und Gemeinden

Wie auch immer die Koalitionsver-
handlungen ausgehen mögen, jede 
Bundesregierung wird sich mit der Tat-
sache konfrontiert sehen, dass die wirt-
schaftliche Entwicklung zwischen den 
einzelnen Bundesländern ungleichmä-
ßig verläuft und dass sie auch innerhalb 

der Bundesländer in den Kommunen 
und Regionen verschieden ist. 

Die rechtliche Verteilung der Zustän-
digkeiten zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden entspricht vielfach nicht 
den Erfordernissen, ebenso nicht die 
Regeln zur Finanzierung etwa der 
Daseinsvorsorge durch die Kommunen. 
Noch nicht einmal die Methodik der 
Haushaltsführung ist einheitlich gere-
gelt. Der Streit um den Länderfinanz-
ausgleich liegt vor den Gerichten. Viele 
Bundesländer sind trotz Konjunktur in 
großen Haushaltsproblemen. Bereits 
bei der gegenwärtigen Regierungsbil-
dung zeigen sich Landespolitiker wie 
Kraft, Kretschmann, Seehofer äußerst 
engagiert. Für die Linke könnten die 
Niederlagen in so vielen Landtagswah-
len in den alten Ländern der BRD, 
aber auch der jüngste Erfolg in Hessen 
ein Ansporn sein, sich mit Fragen der 
wirtschaftlichen Entwicklung in den 
Kommunen, Regionen und Ländern 
auseinanderzusetzen. 

�M artin Fochler, Alfred Küstler 

Landtagswahl in Hessen am 22. September 2013 
– Wahlnachtbericht und erste Analyse 
Benjamin-Immanuel Hoff  
(gekürzt durch Redaktion)

Die politischen Parteien in Hessen nach 
der Landtagswahl 

Den Parteien im hessischen Landtag stehen 
nach der Landtagswahl schwierige Ver-
handlungen bevor. Weder die CDU noch SPD 
und Grüne können ihre Koalitionswünsche 
umsetzen. Obwohl sich die Union verbes-
sern und ihr bisheriger Koalitionspartner 
FDP gerade so erneut in den Landtag retten 
kann, erreichen die traditionellen politi-
schen Lager schwarz-gelb einerseits und 
rot-grün andererseits keine eigenständige 
Mehrheit. 

Die CDU konnte gegenüber der Land-
tagswahl 2009 um 1,1% zulegen und 
behauptet sich mit 38,3% als stärkste 
Partei im Land. 

Der bisherige Koalitionspartner FDP 
ist innerhalb von zwei Wochen aus dem 
bayerischen Landtag und dem Bundes-
tag geflogen. In den hessischen Landtag 
retten sich die Liberalen nach einem 
Wahlkrimi, der erst um kurz vor 3 Uhr 
morgens beendet war. Mit genau 5,0% 
und 6 Abgeordneten wird die Partei 
zwar nicht mehr in der Regierung, aber 
noch im Parlament vertreten sein. 

Die SPD erreicht nach dem drama-
tischen Absturz von 2009 wieder ein 
Ergebnis um die 30%. Dies darf jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
Sozialdemokraten ihr drittschlechtes-
tes Ergebnis seit 1946 erhalten haben. 
Die 30,7% des Jahres 2013 liegen nur 
1,6% über dem Wert von 2003. Die Sta-
bilisierung der hessischen SPD findet 
auf einem sehr niedrigen Niveau statt. 

Die Grünen verlieren gegenüber 2009 
und können ihren Anteil zum ange-
strebten Ziel einer rot-grünen Landes-
regierung nicht beitragen. Sie fallen 
zurück auf das Niveau der Landtags-
wahl von 1995 (11,2%). 

Der hessischen Linken gelingt, nach 
einer Zitterpartie bis spät in die Nacht, 
zum dritten Mal in Folge der Einzug 
in den Landtag. Die Wählerinnen und 
Wähler in Hessen honorierten die so-
lide Arbeit der Partei, doch die Kre-
ditlinie ist äußerst begrenzt. Die Lan-
despartei ist ein konstanter politischer 
Faktor in der hessischen Landespolitik 
geworden – eigenständig und sozial 
profiliert. Dennoch hat die Partei in 
fast allen Wahlkreisen Verluste von 
um die 0,4% hinnehmen müssen, die 
nur in einzelnen Wahlkreisen durch 
überdurchschnittliche Zuwächse so-
weit ausgeglichen werden konnten, 
dass sich die Partei letztlich auf 5,2% 
stabilisieren konnte. 

Zu den Wahlkreisen, in denen Die 
Linke zulegen konnte, gehören vor al-
lem die Wahlkreise um den Flughafen 
Frankfurt am Main. Ohne dies in die-
ser Wahlnacht valide beweisen zu kön-
nen, spricht doch einiges dafür, dass 
die konsequente Haltung der Linken 
gegen den Flughafenausbau und die 
Personalisierung dieses Protests in der 
Spitzenkandidatin der Landespartei 
den notwendigen Rückenwind für den 
Verbleib im Landtag gegeben hat. 

Die Linke hat mit der Landtagswahl 
2013 die Chance erhalten, in den kom-
menden fünf Jahren die weiterhin be-
stehenden Aufgaben des Parteiaufbaus 
zu erledigen, um sich nicht nur als po-
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litische Partei zu profilieren, sondern 
auch in der Fläche zu verankern. 

Die Wahlbeteiligung bei der Land-
tagswahl liegt mit 72% rund 10% höher 
als bei der vergangenen Landtagswahl. 
Die NPD und die Republikaner spielten 
auch bei dieser Landtagswahl keine 
Rolle. 

Die großen Parteien und die politischen 
Lager nach der Hessen-Wahl 2013 

Union und SPD haben sich zwar wieder 
stabilisieren können, doch zeigt auch 
diese Landtagswahl die nachgelasse-
ne Wähler/-innenbindung der soge-
nannten Volksparteien. Bei der Land-
tagswahl 2008 war der gemeinsame 
Wähler/-innenrückhalt auf 73,5% und 
damit den niedrigsten Stand seit 1954 
abgesunken. Dieses Ergebnis wur-
de 2009 aufgrund der dramatischen 
Schwäche der SPD erneut unterschrit-
ten. Mit 60,9% Wähler/-innenbindung 
erreichten beide Parteien das niedrigs-
te Niveau in der Nachkriegsgeschich-
te Hessens und konnten nicht einmal 
mehr zwei Drittel der Wähler/-innen 
in Hessen für sich gewinnen. 

Demgegenüber erreichen beide Par-
teien bei der Landtagswahl 2013 zu-
sammen 69% der Wähler/-innenbin-
dung. Sie bleiben auch damit unter dem 
Niveau von 2008. 

Je nach Betrachtungsweise haben die 
hessischen Wählerinnen und Wähler – 
nicht ohne Ironie – den Landesparteien 
eine zweite Chance eingeräumt oder 
das Leben besonders schwer gemacht. 

Mit einem Verhältnis von 53 Sitzen 
(schwarz-gelb) zu 59 Sitzen (rot-grün-
rot) ist nach der Landtagswahl 2013 
exakt das Sitzverhältnis von 2008 re-
produziert worden. 

Dies bedeutet u.a.: 
• Die Trennlinie verläuft – in Hessen 
wie im Bund – nicht mehr zwischen 
einem schwarz-gelben und einem rot-
grünen Lager, sondern zwischen der 
Union, die sich im besten Falle auf die 
FDP stützen kann, und den Parteien 
SPD, Grünen und Linke. 
• Dort, wo Die Linke sich als Partei 
etabliert hat, sind SPD und Grüne aus 
eigener Kraft nicht mehr in der Lage 
eine Regierungsmehrheit zu bilden. 
Hieß es 2008 noch bei der Linkspartei: 
„Wir sind gekommen, um zu bleiben“, 
so wird die hessische Linke künftig 
gebraucht, um gegen die Union etwas 
zu bewirken. 
• Die Kräfteverhältnisse zwischen den 
beiden – in Hessen nicht mehr ganz so 
neuen – politischen Lagern haben sich 
erneut umgekehrt. Wie 2008 liegt das 
rot-grün-rote Lager vor dem bürger-
lichen Lager. 

Das hessische Parteiensystem ist ge-
prägt durch eine Härte in der politi-
schen Auseinandersetzung, die ihres-
gleichen in anderen Ländern sucht. 
Torsten Schäfer-Gümbel hätte in die-
ser Situation die Möglichkeit, durch 

kluges Agieren den gordischen Knoten 
rot-grün-roter Regierungsunfähigkeit 
zu zerschlagen. Er sollte für die SPD 
sowohl die Einladung zu Sondierungs-
gesprächen mit der Union annehmen, 
als auch Gespräche mit Grünen und 
Linken führen und die hessische Spe-
zialität vermeiden: Türen endgültig 
zuzuschlagen. 

Das Wahlergebnis der Landtagswahl im 
Vergleich zum Bundestagswahlergebnis 

Die Landtagswahl 2013 wurde par-
allel zur Bundestagswahl durchge-
führt. Es bietet sich deshalb an, das 
Ergebnis der Landtagswahl mit dem 
Landesergebnis der Bundestagswahl 
zu vergleichen. Aus der vorstehenden 
Tabelle (hier nicht abgedruckt, d. Red.) 
lässt sich ablesen, dass SPD und Grü-
ne in Hessen bei der Landtagswahl 
knapp 89 000 Wähler/-innen mehr auf 
sich vereinigen konnten, als bei der 
Bundestagswahl. Diese Wähler/-innen 
schienen dem rot-grünen Regierungs-
vorhaben mehr Chancen auf hessischer 
Landesebene als im Bund eingeräumt 

zu haben. 
Die anderen drei im Landtag vertrete-

nen Parteien hingegen liegen mit ihrem 
Bundesergebnis zwischen 0,6%-Punk-
ten (FDP) bis zu 0,9%-Punkten (CDU) 
höher als beim Landtagswahlergebnis. 

Sowohl die FDP als auch Die Linke 
hätte diese Stimmendifferenz durch-
aus den Verbleib im Landtag kosten 
können. Es zeigt jedoch, bezogen auf 
Die Linke, dass diese Partei trotz ih-
rer Arbeit in Hessen bei einem nicht 
unerheblichen Teil der Wähler/-innen-
schaft weiterhin aufgrund ihrer bun-
despolitischen Positionen präferiert 
wird und weniger aufgrund landespo-
litischer Tätigkeit. 

Inwieweit Wähler/-innen auf dem 
Stimmzettel für Die Linke und im 
Land für SPD oder Grüne votierten 
und insoweit taktisch wählten, lässt 
sich bedauerlicherweise nicht ermit-
teln. 

Wähler/-innenwanderungen 

Die Wählerstromanalyse von Infratest 
dimap spiegelt diese Befunde wieder. 
Die Tabelle ist wie folgt zu lesen: Die 
CDU kann naturgemäß mit der CDU 
keine Wähler/-innen austauschen, gibt 
aber an die SPD 29 000 Wähler/-innen 
ab. Diese sind mit einem Minus-Zei-
chen (-) vermerkt. In der SPD-Zeile 
sind diese 29 000 Stimmen positiv sal-
diert. 

Die CDU gewinnt vor allem aus dem 
Lager der Nichtwähler/-innen und 
von der FDP sowie in kleinerem Maße 
von den Grünen. An die SPD gibt sie 
29 000 Wähler/-innen ab und an die 
AfD 15 000. – Die SPD kann eben-
falls aus dem Lager der Nichtwähler/-
innen neue Wähler/-innen gewinnen 
sowie von allen Parteien im Landtag. 
An die anderen Parteien und an die 
AfD gibt sie Stimmen ab. – Die FDP 
verliert an alle anderen Parteien und 
als einzige Partei auch an das Lager 
der Nichtwähler/-innen. – Die Grünen 
gewinnen und verlieren. Sie erhalten 
von der FDP und den Nichtwähler/-

innen, geben aber an CDU, SPD, Linke 
sowie andere Parteien und die AfD 
Stimmen ab. 

Die Linke gibt 27 000 Stimmen an 
die SPD, andere Parteien und die AfD 
ab, erhält aber Stimmen von CDU, 
FDP, Grünen und aus dem Lager der 
Nichtwähler/-innen. 
Zu den „Wahlnachtberichten“ 
Die „Wahlnachtberichte“ sind ein Projekt, das 
von Benjamin-Immanuel Hoff begonnen, ge-
meinsam mit Horst Kahrs weiterentwickelt und 
mittlerweile in wechselnder Autor/-innenschaft 
unter Federführung von Horst Kahrs als Teil der 
nationalen und internationalen Wahlberichter-
stattung der Rosa-Luxemburg-Stiftung fortge-
führt wird. Die „Wahlnachtberichte“ erscheinen 
nicht im Auftrag einer Partei oder Stiftung oder 
parteilichen Strömung. Beide Autoren geben in 
den „Wahlnachtberichten“ ausschließlich ihre 
persönliche Meinung wieder. Für Veranstal-
tungen stehen beide zur Verfügung. Die „Wahl-
nachtberichte“ und linke Wahlanalysen im Netz: 
http://rosalux“Wahlnachtberichte“/staatdemo-
kratie/thema/parteienwahlanalysen.de 
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Polen: Gewerkschaften gegen 
Regierungspolitik
Mehr als 100 000 Menschen haben am 
14. September in Warschau gegen die 
Politik der liberal-konservativen Re-
gierung unter Premierminister Do-
nald Tusk demonstriert. Aufgerufen 
zu den Protesten hatten die drei pol-
nischen Gewerkschaftsbünde NSZZ 
Solidarnosc, OPZZ und FZZ. Es war 
die größte Protestdemonstration in 
Polen seit der politischen Wende im 
Jahre 1989. Die Gewerkschaften wer-
fen der Regierung vor, den Interessen 
der Arbeitnehmer und ihrer Famili-
en zu schaden. Zu ihren Forderungen 
gehören u.a. eine Erhöhung des Min-
destlohns, die Rücknahme der Ren-
te mit 67 und des Gesetzes über die 
Flexibilisierung der Arbeitszeit, eine 
Beschränkung befristeter Arbeitsver-
träge und mehr Geld für Arbeitslose. 
Die Lehrergewerkschaften ZNP und 
Solidarnosc kritisieren insbesondere 
die Kürzungen im Bildungswesen, die 
zu Schulschließungen, zur Entlassung 
von 10 000 Lehrerinnen und Lehrern 
und einer Reduzierung von Unter-
richtsstunden führen.

Neue gewerkschaftliche Aktionsein-
heit: Der OPZZ-Vorsitzende Jan Guz 
sagte bei der Gewerkschaftskundge-
bung auf dem Schlossplatz in War-
schau, dies sei die letzte Warnung an 
die Regierung. Wenn sie nicht auf das 
Volk hören wolle, werde man das gan-
ze Land stilllegen: „Wir werden die 
Straßen und Autobahnen blockieren. 
Wir akzeptieren keine Politik, die zu 
Armut führt.“ Piotr Duda, Vorsitzen-
der der Gewerkschaft Solidarnosc, 
forderte die Auflösung des Parlaments 
und Neuwahlen: „Wir haben die Nase 
voll von der Verachtung der Mächtigen 
gegenüber uns Arbeitern“, rief er unter 
Applaus der Menschenmenge zu. Viele 
Demonstranten hatten Transparente 
und Schilder mitgebracht, auf denen 
sie den Generalstreik und den Rück-
tritt der Regierung forderten. Die neue 
Aktionseinheit der Gewerkschaften in 
Polen ist bemerkenswert, denn sie ste-
hen in scharfer Konkurrenz zueinan-
der und sind historisch verfeindet.

Arbeitslosigkeit steigt: Die Proteste 
der Gewerkschaften finden zu einem 
Zeitpunkt statt, wo die polnische Wirt-
schaft erstmals seit Jahren ins Stottern 
kommt. Das Wirtschaftswachstum ist 
im letzten Jahr von 4,5 Prozent auf 1,9 
Prozent zurückgegangen und dürfte 
2013 mit nur einem Prozent so niedrig 
ausfallen wie seit 2000 nicht mehr. Die 
Arbeitslosenquote liegt bei 13 Prozent 
und könnte im Winter sogar auf 15 
Prozent steigen. Die Regierungskoa-
lition aus Tusks liberal-konservativer 
Bürgerplattform und der Bauernpar-
tei hat zuletzt deutlich an Popularität 
eingebüßt und besitzt im Sejm, dem 
polnischen Parlament, nur noch eine 

hauchdünne Mehrheit von zwei Stim-
men.
Quelle: GEW, 16.9.2013

Schweiz: Beschäftigte im Reinigungs-
gewerbe streiken
Seit über zwei Monaten stehen Be-
schäftigte der Reinigungsfirma ISS am 
Genfer Flughafen im Streik – sie wollen 
ihren alten GAV (im Gesamtarbeits-
vertrag werden Arbeitszeiten, Ferien, 
Kündigungsfrist und Mindestlöhne 
festgelegt) zurück, den der Arbeitge-
ber gekündigt hatte. Zweck der Übung: 
Löhne, die ohnehin schon bescheiden 
sind, nochmals senken, so dass im teu-
ren Genfer Raum die Existenz nicht 
mehr gesichert ist. In die festgefahrene 
Situation kommt jetzt Bewegung: Die 
Stadt Genf, die selbst Geschäftsbezie-
hungen mit der Firma ISS unterhält, 
hat die ISS am 8. September aufgefor-
dert, mit dem Lohndumping aufzuhö-
ren und den gekündigten GAV binnen 
15 Tagen wieder in Kraft zu setzen. An-
dernfalls wird die Stadt Genf der ISS 
die bestehenden Reinigungsaufträge 
entziehen. Der Gewerkschaftsverband 
vpod fordert alle Kantone, Gemein-
den und öffentliche sowie private Ein-
richtungen auf, dem Beispiel der Stadt 
Genf zu folgen: Eine Firma, welche 
wie die ISS einen GAV lieber kündigt, 
statt ihn einzuhalten, verdient keine 
Aufträge. 
Quelle: http://www.vpod.ch (Schweizerischer 

Verband des Personals öffentlicher Dienste), 

13.9.2013

Schweiz: Lidl hebt den Mindestlohn 
auf 4000 Franken
Lidl Schweiz hebt den Mindestlohn von 
3800 auf 4000 Schweizer Franken an. 
Auch alle weiteren Lohnbänder wer-
den nach oben angepasst. So beziehen 
beispielsweise zweijährig funktions-
nah gelernte Mitarbeitende künftig ei-
nen Lohn von mindestens 4100 Fran-
ken und dreijährig funktionsnah ge-
lernte Mitarbeitende mindestens 4250 
Franken bei einer hundertprozentigen 
Anstellung. „Der Abschluss mit Lidl 
Schweiz beweist, dass im Detailhandel 
durchaus faire Löhne bezahlt werden 
können“, so Carlo Mathieu, Branchen-
leiter Detailhandel der Gewerkschaft 
Syna. Karin Oberlin, Leiterin Sozi-
alpartnerschaft beim KV Schweiz er-
gänzt: „Dies ist ein wichtiges Signal für 
die ganze Branche“. Im Frühjahr 2014 
wird Lidl fünf Jahre in der Schweiz 
operativ tätig sein. Das Unternehmen 
nimmt dies zum Anlass, sich bereits 
jetzt bei den Mitarbeitenden für die 
erfolgreiche Geschäftsentwicklung zu 
bedanken. „Von unserer erfolgreichen 
Entwicklung in der Schweiz sollen 
nicht nur die Kunden, sondern auch 
unsere Mitarbeitenden profitieren. Un-
sere schlanken Strukturen und effizi-

enten Prozesse ermöglichen es, dass 
wir unseren Kunden die Produkte zum 
besten Preis anbieten. Wir wollen uns 
zudem über sehr attraktive Arbeitsbe-
dingungen im Schweizer Detailhandel 
auszeichnen“, so Matthias Oppitz, Ge-
schäftsleitungsvorsitzender von Lidl 
Schweiz. Die Lohnsummenerhöhung 
von 2,5 Prozent beinhaltet neben der 
Erhöhung der Mindestlöhne auch Be-
träge für individuelle Lohnerhöhungen 
gemäß Lohnsystem. Nicht einge-
schlossen sind Gelder für strukturel-
le Lohnerhöhungen, beispielsweise 
im Rahmen von Beförderungen. Die 
Löhne werden bereits zum 1.12.2013 
erhöht, so bedankt sich Lidl Schweiz 
zum Start des Weihnachtsgeschäftes 
bei den Mitarbeitenden. 
Quelle: http://www.syna.ch, 29.09.2013

Großbritannien: Unterstützung für 
Royal Mail Streik
Das Ministerium für Wirtschaft hat 
den Börsengang für die Royal Mail 
(Nationale Postdienst) an der Londoner 
Börse angekündigt. Die Communica-
tion Workers Union (CWU) lässt derzeit 
100 000 Beschäftigte über Kampfmaß-
nahmen gegen die Privatisierung sowie 
Änderungen ihrer Gehälter und Renten 
abstimmen. Die Abstimmung endet am 
16. Oktober. Bei Beginn der Abstim-

mung verkündete 
das Ministerium 
für Wirtschaft, 
dass Royal Mail 
im nächsten Mo-
nat an der London 
Stock Börse gelis-
tet würde, lange, 
bevor ein mögli-
cher Streik statt-
finden könnte. 
Der CWU-Gene-

ralsekretär Billy Hayes sagte: „Royal 
Mail ist profitabel und kann weiterhin 
im öffentlichen Sektor erfolgreich ar-
beiten. Der Verkauf wird durch poli-
tische Dogma getrieben, es gibt keine 
wirtschaftliche Notwendigkeit und die 
Mitarbeiter der Post und der CWU wer-
den auch weiterhin kämpfen, um ihre 
Bedingungen und Konditionen zu ver-
teidigen.“ Auf der UNI Europa Post & 
Logistics Conference, in Evora, Portu-
gal, stimmten die Delegierten einstim-
mig einem Dringlichkeitsantrag zur 
Unterstützung des erwarteten Streiks 
der CWU zu und bekräftigten, dass alle 
Tochtergesellschaften von UNI Euro-
pa bereit sind den britischen Kollegen 
in ihrem Kampf zur Seite zu stehen. 
UNI Global Union General Secretary 
Philip Jennings sagte: „ Jeder Postan-
gestellter im Vereinigten Königreich 
hat von UNI Global Union die volle 
Unterstützung und Solidarität in die-
ser schwierigen Zeit.“
Quelle: http://www.uniglobalunion.org 

27.09.2013
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Griechenland: Solidarität mit den 
streikenden Lehrkräften 
Griechenland erlebt in dieser Wo-
che eine massive Streikwelle gegen 
Stellenstreichungen im öffentlichen 
Dienst. Zehntausende sollen entlassen 
werden. Besonders Lehrerinnen und 
Lehrer an öffentlichen Schulen sind 
betroffen. Die GEW solidarisiert sich 
mit den Streikenden.

Vertreter der Troika aus Europäischer 
Kommission, Europäischer Zentral-
bank und Internationalen Währungs-
fond beraten diese Woche in Athen 
über die Freigabe der nächsten Rate 
der Hilfskredite für Griechenland. Um 
sicherzustellen, dass die Gelder auch 
wirklich fließen, hat der griechische 
Premierminister Antonis Samaras zu-
gesagt, bis Ende dieses Jahres 15 000 
Staatsbedienstete zu entlassen. Weite-
re 25 000 öffentlich Beschäftigte sollen 
mit reduzierten Gehältern in eine so-
genannte Mobilitätsreserve wechseln. 
Falls sich bis zum Jahreswechsel keine 
freien Stellen im Staatsapparat finden 
lassen, werden auch sie im kommenden 
Jahr entlassen. Besonders betroffen 
vom Stellenabbau sind Lehrerinnen 
und Lehrer an öffentlichen Schulen. 

Viele sind in ihrer Existenz bedroht

Die Sekundarschullehrergewerk-
schaft OLME protestiert dagegen. Ihre 
Mitglieder befinden sich seit Montag 
(16.09.) im Streik. Bereits in der Ver-
gangenheit hatte OLME wiederholt ge-
gen Gehalt- und Pensionskürzungen 
von Lehrern und die Erhöhung von 
Pflichtstundenzahlen gestreikt. Doch 
diesmal geht es nicht um Geld und 
Arbeitszeit, sondern um mehr. Viele 
Lehrkräfte sehen sich in ihrer Existenz 
bedroht. …

Arbeitskampf ohne Streikunterstützung

Rund 4.500 Beschäftige im öffentlichen 
Dienst sind seit Ende Juli bereits in die 
Mobilitätsreserve entlassen, darunter 
auch 2.500 Berufsschullehrer. Im Zuge 
der Sparmaßnahmen hat die Regie-
rung die Schließung von über hundert 
berufsbildenden Schulen in Griechen-
land beschlossen – ein Armutszeugnis 
angesichts einer Jugendarbeitslosig-
keit von fast sechzig Prozent. Der Streik 
der Lehrer wird unterstützt durch an-
dere Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes und teilweise auch der Pri-
vatwirtschaft. An vielen Universitäten 
befinden sich die Beschäftigen schon 
seit letzter Woche im Ausstand. Auch 
die Renten- und Krankenkassen wer-
den bestreikt. „Neunzig Prozent der 
Lehrerinnen und Lehrer an Sekun-
darschulen sind unserem Streikaufruf 
gefolgt“, berichtet OLME Generalse-
kretär Themistokles Kotsifakis. Seine 
Gewerkschaft will am Freitag (21.09.) 
mit den Mitgliedern darüber beraten, 
ob der Streik in der nächsten Woche 

fortgesetzt wird. Für viele Lehrkräfte 
eine schwierige Entscheidung, denn 
während des Arbeitskampfes bekom-
men sie kein Gehalt und auch keine 
Streikunterstützung von ihrer Ge-
werkschaft.

Kein Ende der Sparpolitik in Sicht

Auch wenn die griechische Regierung 
ein baldiges Ende der wirtschaftlichen 
Talfahrt verkündet, sieht die Realität 
anders aus. Seit 2008 ist die griechische 
Wirtschaft um 23 Prozent eingebro-
chen. Für dieses Jahr wird ein weiterer 
Rückgang der Wirtschaftsleistung um 
vier Prozent erwartet. In der Troika 
besteht Uneinigkeit über das weitere 
Vorgehen in Griechenland. Der IWF 
hat erst kürzlich die bisherige rigide 
Sparpolitik in Griechenland als schäd-
lich kritisiert und damit seine frühere 
Position korrigiert. Bei EU Kommis-
sion und Europäischer Zentralbank 
stößt dies jedoch auf Widerspruch. 

Unterstützung erhält die Forderung 
nach einem Ende der Sparpolitik in 
Griechenland auch von der GEW Vor-
sitzenden Marlis Tepe. In einem Brief 
an OLME Präsident Themistokles 
Kotsifakis schreibt sie: „Ich möchte 
die Solidarität der GEW für euren 
Kampf zum Erhalt der öffentlichen 
Schulen und beruflichen Bildung in 
Griechenland zum Ausdruck bringen. 
Die Politik der Troika aus EZB, EU 
und IWF ist falsch. Die fortgesetzten 
Sparmaßnahmen zerstören das öffent-
liche Schulwesen und die Gesellschaft 
in eurem Land. Billigschulen können 
keine Lösung für die Krise in Grie-
chenland sein.“
Quelle Gewerkschaft GEW, 18.9.2013

Kolumbien: Schutz für Gewerk-
schaftsführer
Die IUL hat einen dringenden Aufruf 
an die kolumbianische Regierung ge-
richtet, unverzüglich Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Sicherheit der Ge-
werkschafts- und politischen Führer 
zu gewährleisten. Der Aufruf ergeht, 
nachdem das IUL-Sekretariat erfah-
ren hat, dass Funktionäre des natio-
nalen Gewerkschaftsbunds CUT und 
der politischen Partei Polo Democráti-
co per SMS Todesdrohungen erhalten 
haben. Der CUT und die IUL sind der 
Überzeugung, dass diese Drohungen, 
die von der extremen Rechten in Ko-
lumbien kommen, wegen der derzeiti-
gen Welle von Protesten und Streiks zur 
Unterstützung des ländlichen Sektors, 
verschärft werden. In einer Presse-
erklärung des CUT heißt es: „Wir … 
fordern die Regierung des Landes auf, 
die Ausübung politischer Opposition in 
Kolumbien zu gewährleisten“. Weiter 
heißt es in der Erklärung, dass im Jahr 
2013 bisher elf Gewerkschafter ermor-
det worden sind, womit die Zahl der 
unter der Präsidentschaft von Santos 

getöteten Gewerkschafter 
auf 68 steigt.
Quelle: http://cms.iuf.org, 16.9.2013

ILO meldet Erfolge beim Kampf 
gegen Kinderarbeit
Die Zahl der arbeitenden Kinder ist seit 
2000 von 246 auf 168 Millionen und da-
mit um fast ein Drittel gesunken. Dies 
ergibt der neue ILO-Bericht „Marking 
progress against child labour“, den die 
Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) im Vorfeld der globalen Konfe-
renz gegen Kinderarbeit im Oktober 
in Brasilia vorgelegt hat. Doch trotz ei-
ner Beschleunigung des Trends in den 
vergangenen Jahren dürfte der Rück-
gang nicht stark genug sein, um das 
von der internationalen Gemeinschaft 
gesetzte Ziel zu erreichen, bis 2016 die 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit 
zu beseitigen. „Wir bewegen uns in die 
richtige Richtung, aber der Fortschritt 
ist immer noch zu langsam“, erklärte 
ILO-Generaldirektor Guy Ryder. Den 
neuesten Schätzungen der ILO zufolge 
wurden die größten Fortschritte im 
Zeitraum zwischen 2008 und 2012 er-
zielt, in dem sich ein Rückgang um 47 
Millionen ergab: von 215 auf die aktuel-
le Zahl von 168 Millionen. 85 Millionen 
von ihnen, also mehr als die Hälfte, 
müssen gefährliche Arbeiten verrich-
ten, die ihrer Gesundheit, Sicherheit 
und sittlicher Entwicklung schadet. 
Gefährliche Arbeit – beispielswei-
se Arbeit in Steinbrüchen oder mit 
gefährlichen Stoffen – wird von der 
ILO oft als Ersatzindikator für die 
schlimmsten Formen der Kinderar-
beit verwendet. Zum einen macht ge-
fährliche Arbeit den größten Teil der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit 
aus, zum anderen findet letztere oft 
statistisch kaum erfassbar im Verbor-
genen statt, etwa in illegalen Bordellen 
oder bewaffneten Konflikten. Weitere 
Ergebnisse der Erhebung: 

In absoluten Zahlen sind die meisten 
Kinderarbeiter zwar in Asien zu fin-
den, doch mit 21 Prozent der Kinder ist 
ihr relativer Anteil in Afrika südlich 
der Sahara am höchsten.

Der stärkste Rückgang ist ebenfalls 
in Asien zu verzeichnen (von 114 auf 
78 Millionen zwischen 2008 und 2012) 
gefolgt von Afrika (von 65 auf 59 Mil-
lionen) und Lateinamerika (von 14 auf 
12,5 Millionen).

Bei Mädchen war der Rückgang mit 
40 Prozent seit 2000 deutlich ausge-
prägter als bei Jungen mit einem Minus 
von nur 25 Prozent.

In der Landwirtschaft arbeiten mit 
Abstand die meisten Kinder (98 Millio-
nen Kinder oder 59 Prozent aller arbei-
tenden Kinder) gefolgt von Dienstleis-
tungen wie zum Beispiel Haushaltshil-
fen (54 Millionen) und der Industrie (12 
Millionen).
Quelle: http://www.ilo.org, 23. September 2013

Auslands-
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Tausende Menschen gehen für eine 
sozialere und gerechtere Steuerpolitik 
auf die Straße
Berlin, Bochum. Als starkes Signal wer-
ten die Initiatoren die heutigen (14. Sep-
tember) Demonstrationen und Kund-
gebungen, bei denen insgesamt mehr 
als 15 000 Menschen für eine stärkere 
Besteuerung von Reichtum und gegen 
soziale Ungleichheit und Sozialabbau 
auf die Straßen gegangen sind. Zu den 
Demonstrationen aufgerufen hatte das 
Bündnis „Umfairteilen – Reichtum be-
steuern“ von Attac, Gewerkschaften, 
Sozialverbänden und weiteren zivilge-
sellschaftlichen Initiativen und Organi-
sationen. Die äußerst breite Zustimmung 
in der Bevölkerung stelle für die Politik 
eine Verpflichtung zu einem steuerpoli-
tischen Kurswechsel dar. 
Die zentrale Demonstration fand in Bo-
chum statt, wo sich insgesamt mehr als 
12 000 Menschen an einem Sternmarsch 
beteiligten. Zeitgleich bildeten in Berlin 
Tausende eine Umfairteilenkette im Re-
gierungsviertel. Auch in anderen Städ-
ten – darunter etwa Saarbrücken und 
Regensburg – fanden heute Umfairtei-
len-Veranstaltungen statt. 
„Wir haben die Verteilungsfrage und 
die Finanzierung sozialer Infrastruk-
tur erfolgreich auf die politische Agen-
da gesetzt. Innerhalb weniger Monate 
bildeten sich mehr als 60 lokale Bünd-
nisse in Deutschland, die mit über 250 
Veranstaltungen und Demonstrationen 
erreichten, dass die Forderung nach ei-
ner gerechten Steuerpolitik als Mittel 
der fairen Verteilung in die Öffentlich-
keit kam. Das ist ein Riesen-Erfolg“, 
sagte Helge Bauer vom globalisierungs-
kritischen Netzwerk Attac …. Konkret 
fordert das Bündnis eine dauerhafte 
Vermögenssteuer sowie eine einmalige 
Vermögensabgabe zur Finanzierung des 
Gemeinwesens und notwendiger Refor-
men … Dem parteipolitisch unabhängi-
gen Bündnis „Umfairteilen – Reichtum 
besteuern!“ gehören auf Bundesebene 
24 Organisationen an: vom globalisie-
rungskritischen Attac und dem Online-
Netzwerk Campact, Gewerkschaften 
wie Verdi und GEW, Sozialverbänden 
wie Paritätischer Wohlfahrtsverband, 
SoVD und Sozialverband VdK über die 
Katholische Arbeitnehmerbewegung, 
Migrantenverbände, Jugend- und Stu-
dierendenorganisationen bis hin zu den 
Naturfreunden Deutschlands und der 
Initiative Vermögender für eine Vermö-
gensabgabe. � http://umfairteilen.de

Gentechnik möglich: Kritik an EU-Agrar-
politik und Aigner
Die nächsten sieben Jahre der EU-Ag-
rarpolitik nehmen feste Gestalt an. Ein 
Ausschuss des europäischen Parlaments 
stimmte kürzlich für eine Kompro-
misslösung mit Kommission und Mit-
gliedsstaaten. Die gestern aus dem Amt 

geschiedene Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterin Ilse Aigner (CSU) zeigte sich er-
leichtert: man habe den deutschen Bau-
ern „eine gute Perspektive gesichert.“ 
Für dringend nötige ökologische Refor-
men bleibt aber kaum noch Geld aus 
den üppigen Fördertöpfen übrig. Mehr 
noch: auf den ohnehin kleinen Flächen, 
auf denen der Artenschutz durch scho-
nende Verfahren Vorrang haben sollte, 
sei der Einsatz von Pestiziden und so-
gar von Gentechnik möglich, kritisierte 
der Bund Ökologische Lebensmittel-
wirtschaft (BÖLW). „Wir haben über 
Jahre hart und erfolgreich verhandelt, 
einseitige Kürzungen zulasten unserer 
Landwirte verhindert und den bäuer-
lichen Betrieben in Deutschland eine 
gute Perspektive gesichert“, freute sich 
Aigner zum Ende ihrer Dienstzeit. Die 
CSU-Politikerin kehrt nach Bayern zu-
rück, wahrscheinlich auf einen Minis-
terposten im Kabinett von Horst Seeho-
fer. Gänzlich anders bewertete der grüne 
Europaparlamentarier Martin Häusling 
den Abschluss der EU-Verhandlungen. 
Aus seiner Sicht hat sich Deutschland 
unter Aigner vor allem für große, in-
dustriell arbeitende Betriebe stark ge-
macht, die ohnehin schon den Großteil 
der Subventionen von über 50 Milliarden 
Euro erhalten. Leider habe sich das von 
konservativen Parteien dominierte EU-
Parlament in den Verhandlungen „über 
den Tisch ziehen lassen“, so Häusling. 
Seine Fraktion werde die Ergebnisse 
daher nicht mittragen. �www.keine-gentechnik.de

19 Stunden schuften  
für Lidl!
Berlin/Bonn. Der vom 
britischen Sender BBC am 
23. September 2013 ausge-

strahlte Bericht zeigt eindrücklich die 
unmenschlichen Arbeitsbedingungen in 
den Fabriken in Bangladeschs.

Arbeiter_innen müssen danach über 
19 Stunden arbeiten von 7 Uhr morgens 
bis 2.30 Uhr nachts. Außerdem werden 
die Näher_innen in die Fabrik einge-
schlossen, ein klarer Verstoß gegen alle 
Brandschutzmaßnahmen. Laut BBC 
lässt Lidl gerade Jeans und Latzhosen 
in der Fabrik produzieren. Die gezeigte 
Fabrik Hameem ist der Kampagne für 
Saubere Kleidung bekannt für schlech-
te Arbeitsbedingungen: Am 14.12. 2010 
starben 29 Arbeiter_innen bei einem 
Brand in der „That’s It Sportswear“, 
die der Hameem Gruppe angehört. 
Auch am 20. Mai 2013 wurden rund 
50 Arbeiter_innen der Hameem Fab-
riken von Sicherheitskräften teilweise 
schwer verletzt, als sie gegen die viel 
zu niedrigen Löhne auf die Straße gin-
gen. Gisela Burckhardt, Kampagne für 
Saubere Kleidung, kritisiert die lasche 
Haltung von Lidl: „Es klingt schon 
zynisch, wenn die Lidl-Zentrale den 
BBC-Bericht als besorgniserregend 
bezeichnet und darauf hinweist, dass 

es wichtig sei, die Arbeitsbedingungen 
in Bangladesch zu verbessern. Welche 
neue bahnbrechende Erkenntnis! Wo 
bleiben Lidl’s Kontrollen? Lidl ist für 
die Arbeitsbedingungen in seiner Lie-
ferkette verantwortlich … Mitschuldig 
macht sich auch die Bundesregierung, 
die keine Rahmenbedingungen schafft, 
damit Unternehmen für Arbeitsrechts-
verletzungen bei ihren Zulieferern 
haften müssen. Auf diese Rechtslü-
cke hat der UN-Menschenrechtsrat 
hingewiesen. Bis heute hat die Bun-
desregierung nicht einmal einen na-
tionalen Aktionsplan für Wirtschaft 
und Menschenrechte aufgestellt, wie 
es die EU fordert. Derzeit protestieren 
Hunderttausende von Arbeiter_innen 
in Bangladesch für eine Anhebung des 
Mindestlohns von derzeit rund 28 Euro 
auf rund 76 Euro. Die Regierung hat 
nur eine geringfügige Erhöhung vor-
geschlagen auf rund 33 Euro, die nicht 
einmal die Inflationsrate ausgleicht. 
Deshalb ist die Wut groß. Es ist zu be-
fürchten, dass in den kommenden Wo-
chen weitere Ausschreitungen gesche-
hen auch vor dem Hintergrund, dass 
die Opfer von Rana Plaza und Tazreen 
immer noch auf Entschädigung war-
ten. Zu den Entschädigungsverhand-
lungen für die Opfer der Rana Plaza 
Katastrophe sind von eingeladenen 29 
Unternehmen, nur neun erschienen! 
Auch die deutschen Unternehmen Ad-
ler, Güldenpfenning und NKD sind den 
Gesprächen fern geblieben.� www.

saubere-kleidung.de/

Rage Against Abschiebung
München. Unter begeistertem Applaus 
und gemeinsamen Ausrufen von eindeu-
tigen Statements wie „Kein Menschen 
ist Illegal“ und „We are here and we will 
fight. Freedom of movement is everybo-
dys rights“ hielten zwei Non-Citizens 
auf dem Rage against Abschiebung eine 
Rede: Das Festival Rage against Abschie-
bung findet stets einen Tag vor dem „Tag 
der Deutschen Einheit“ statt. Einem Tag, 
an welchem die Wiedervereinigung einer 
Nation gefeiert wird, einem Tag an wel-
chem Nationalismus gefeiert wird. Die-
ser bildet aber mitunter die Grundlage 
dafür, dass Personen, wie Non-Citizens 
von der Gesellschaft exkludiert wer-
den. Sie werden ausgeschlossen, da sie 
als „fremd“ stigmatisiert werden, nicht 
an Deutschkursen teilnehmen dürfen, 
nicht arbeiten dürfen und in Lagern fern 
ab jeglicher Zivilisation leben müssen. 
Aber der staatliche und gesellschaftliche 
Rassismus endet nicht hier. Nein, wir 
Non-Citizens werden auch abgeschoben 
– gegen unseren Willen. Viel zu oft ster-
ben Flüchtlinge auf Grund von Abschie-
bung. Die Angst vor ihr führt einige von 
uns in den Suizid, einige von uns ster-
ben auf Grund der brutalen Vorgehend-
weise der Polizist_innen während des 
Flugs und einige von uns müssen ster-
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ben, wenn sie im Herkunftsland wieder 
ankommen. Millionen über Millionen 
Menschen sind auf der ganzen Welt ver-
teilt lebensbedrohlichen Konditionen 
ausgesetzt und Tausende versuchen da-
von wegzulaufen, versuchen ein sicheres 
Land zu finden, in welchem ein reguläres 
Leben geführt werden kann, wie andere 
Menschen auch. Mit dieser Hoffnung er-
reichen die Personen Deutschland, aber 
hier sind wir verschiedenen Gesetzen 
gegenübergestellt, welche ernsthafte 
Restriktionen in unserem Leben erzeu-
gen. Diese Gesetze machen unser Leben 
zu diesem eines_r Gefängnisinsass_in. 
Aber das schlimmste aller Gesetze, mit 
welchem wir zu leben haben, ist das der 
Abschiebung. Dementsprechend fühlen 
wir jeden Tag die Angst vor dieser Ab-
schiebung, was nichts anderes bedeutet, 
als, dass wir, Flüchtlinge wieder in die 
Herkunftsländer zurück müssen, wo 
meistens der Tod auf uns wartet. http://
refugeestruggle.org/

 Atomkraftgegner fordern: 
AKW statt Gaskraftwerke 
stilllegen

Zur sich zuspitzenden Situation in Fu-
kushima, zweieinhalb Jahre nach Be-
ginn der Reaktorkatastrophe erklärt 
Jochen Stay, Sprecher der Anti-Atom-
Organisation .ausgestrahlt: „Die Nach-
richten aus Fukushima zeigen uns Tag 
für Tag mehr, dass Atomenergie nicht 
beherrschbar ist. Auch in Deutschland 
kann jederzeit die Katastrophe passie-
ren. Neun Atomkraftwerke sind wei-
ter am Netz. Wenn es nach dem Willen 
der Bundesregierung geht, soll in der 
nächsten Legislaturperiode nur ein Re-
aktor abgeschaltet werden. Damit wäre 
Deutschland zur Bundestagswahl 2017 
immer noch der zweitgrößte Atomstrom-
produzent in der EU. Mit Atomausstieg 
hat das nichts zu tun. Dabei werden 
die AKW nicht mehr für die Strom-
produktion benötigt. Inzwischen wer-
den statt der gefährlichen Atommeiler 
reihenweise Gaskraftwerke stillgelegt, 
obwohl diese eine ideale Ergänzung für 
die schwankenden Erneuerbaren Ener-
gien darstellen. Besser wäre es, die AKW 
abzuschalten, damit sich das Desaster 
von Fukushima hierzulande nicht wie-
derholt.“ � www.ausgestrahlt.de 

MDG-Gipfel: Positives Signal aus  
New York
Berlin. Der in New York verabschiedete 
Fahrplan für Globale Nachhaltigkeits-
ziele bietet eine gute Basis für die Ent-
wicklung einer Agenda nach 2015, so der 
Verband Entwicklungspolitik deutscher 
Nichtregierungsorganisationen (VEN-
RO). Nun sei die zukünftige Bundesre-
gierung am Zug und müsse konkrete 
Maßnahmen zur Umsetzung ergreifen. 
„Es ist gut und wichtig, dass die UN 
jetzt offiziell eine Roadmap für die neue 
Entwicklungsagenda verabschiedet ha-
ben, auch wenn sie noch sehr rudimen-
tär ist“, so Renate Bähr, stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende von VENRO. 
Zudem sei zu begrüßen, dass die Mill-
enniumsentwicklungsziele (MDG) von 
der neuen Agenda nicht ignoriert, son-
dern – falls noch nicht erreicht – weiter 
verfolgt werden sollen. Auf der MDG-
Sondersitzung in New York hatten sich 
die Mitgliedsstaaten verpflichtet, ihre 
Anstrengungen zu verstärken, um in 
den nächsten zwei Jahren möglichst alle 
MDG noch umzusetzen. „Die Geber-
staaten sind zwar aufgefordert worden, 
ihren finanziellen Verpflichtungen wie 
der ODA-Quote nachzukommen, aber 
dieser Aufforderung fehlt es an Verbind-
lichkeit“, betont Bähr. Auf der Sonder-
sitzung zu den MDG in New York am 25. 
September haben die Staats-und Regie-
rungschefs unterstrichen, dass die neuen 
Nachhaltigkeitsziele sich auf alle Länder 
beziehen und auf den Menschenrechten 
basieren sollen. Die Ziele sollen insbe-
sondere die Rechte von benachteiligten 
Gruppen stärken und zur Stärkung von 
Frauen beitragen. � http://venro.org/presse/

Keine „Schutzzölle“ gegen  
internationale Studierende in Baden- 
Württemberg 
Stuttgart. Das Aktionsbündnis gegen 
Studiengebühren (ABS) ist weiterhin 
fassungslos über die rassistische Hal-
tung des Landesrechnungshofes des 
Landes Baden-Württemberg und auf 
die Befürwortung dieser von Seiten 
der Landesregierung. Wieweit ist es 
mit der Weltoffenheit bestellt, wenn 
die widersinnige Auffassung vertre-
ten wird, dass vorzugsweise deutsche 
Studierende, vielleicht gerade noch EU-

Ausländer*innen, an den Mu-
sikhochschulen des Landes 
studieren können? 
Das ABS sagt hierzu sehr deut-
lich, dass alle Studierende an deut-
schen Hochschulen herzlich willkom-
men sein sollten. Für das ABS ist die 
Sprache der Musik international, und 
sie sollte es vorzugsweise für Baden-
Württemberg auch bleiben. Doch der 
Landesrechnungshof hält die Anzahl 
von Studierenden aus Nicht-EU-Län-
dern für viel zu hoch und stellt fest, dass 
vor allem ausländische Anwärter*innen 
auf einen Studienplatz „sich aufgrund 
ihrer besseren Vorbildung bei den Auf-
nahmeprüfungen gegen einheimische 
Bewerberinnen und Bewerber durch-
setzen.“ Anstatt dafür zu sorgen, dass 
die Schüler*innen im Bundesgebiet 
eine qualitativ bessere Schulbildung 
erhalten fordert der Landesrechnungs-
hof den Abbau von Studienplätzen und 
eine Schutzmauer gegen Nicht-EU-
Ausländer*innen in Form von Studien-
gebühren bis zu 2 000 Euro pro Semester.
�  www.abs-bund.de/

Nationale Strategie zur Überwindung 
von Wohnungsnot und Armut
Bielefeld / Dortmund. Die BAG Woh-
nungslosenhilfe (BAG W), der Dach-
verband der Wohnungslosenhilfe in 
Deutschland, fordert von der neuen 
Bundesregierung eine Nationale Stra-
tegie gegen Wohnungsnot und Armut. 
Auf dem in Dortmund stattfindenden 
Bundeskongress des Verbandes wurden 
Eckpunkte einer solchen Strategie vor-
gestellt. 2012 waren 284 000 Menschen in 
Deutschland ohne Wohnung. Dies ist im 
Vergleich zum Jahr 2010 ein Anstieg um 
ca. 15 %. Bis 2016 prognostiziert die BAG 
W eine Zunahme der Wohnungslosigkeit 
um 30% auf dann 380 000 Menschen. 
Wohnungslose erfahren eine umfassen-
de Ausgrenzung in vielen Lebensberei-
chen. „Wer seine Wohnung bereits verlo-
ren hat, hat in Zeiten der Wohnungsnot 
kaum Chancen eine neue Wohnung zu 
finden. Wohnungslosen Bürgerinnen 
und Bürgern bleibt der Zugang zum Ar-
beitsmarkt versperrt, die Gesundheits-
versorgung ist für sie nicht bezahlbar 
und wer erstmal ganz ohne Unterkunft 
auf der Straße ist, muss Gewalt und 
weitere Diskriminierung fürchten“, er-
klärte Winfried Uhrig, Vorsitzender der 
BAG W in Dortmund. Angesichts dieser 
Entwicklung ist eine „Nationale Strate-
gie zur Überwindung von Wohnungsnot 
und Armut“ dringend geboten. Gehan-
delt werden muss auf Bundes-, Länder- 
und kommunaler Ebene. Wenige Tage 
nach der Bundestagswahl richtet die 
BAG W konkrete Forderungen an die 
neue Bundesregierung. Darüber hinaus 
schlägt der Verband konkrete Maßnah-
men für die Bundesländer, die Kommu-
nen und Landkreise vor.�  Mehr unter: 

� http://nationalearmutskonferenz.de

Aktionen … 

Initiativen
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Bürgerentscheid BuGa23
BuGa-Chef: „… vergleichbare Situation noch nie gehabt“ –  
also gute Aussichten

Mit 68.322 zu 66.369 Stimmen haben die Mannheimer Wählerinnen und Wähler in dem 
vom Gemeinderat beschlossenen Bürgerentscheid eine äußerst knappe Entscheidung zu-
gunsten der Bundesgartenschau im Jahr 2023 (BuGa23) herbeigeführt. Das Quorum von 
57.498 Stimmen wurde deutlich überschritten.

Der „Wahlkampf“ trug Züge der asym-
metrischen Kriegführung: Während 
die Verwaltung die Position der deutli-
chen Gemeinderatsmehrheit zunächst 
schleppend, dann aber mit voller Kraft 
und im gesetzlichen Rahmen vertrat, 
unterstützt von einem prominenten 
und potenten Pro-Buga-Verein, musste 
sich die Initiative „Mannheim 23 – kei-
ne BuGa“ mit den üblichen Bord- und 
Finanzmitteln einer „Ini“ begnügen. 
FDP und Freie Wähler/ML unterstütz-
ten das Anliegen der BuGa-Gegner; 
der „Mannheimer Morgen“ hatte sich 
schon frühzeitig dafür entschieden 
ausführlich und zugunsten der BuGa-
Gegner zu berichten, weil interessan-
ter für das Zeitungsgeschäft. Aus der 
jüngeren Geschichte weiß man: Im 
asymmetrischen Krieg ist die schwä-
chere Seite durchaus nicht unbedingt 
schwächer.

Polarisierung pur

Nun haben also 136.759 Menschen ihr 
Kreuzchen pro oder contra BuGa ge-
setzt. Das ist schon mal eine riesige 
Zahl von Menschen, die sich in ir-
gendeiner Form mit der BuGa ausein-
andergesetzt haben. Aber was hat die 
Menschen letztlich bewegt? Wie kam es 
zu einer Auseinandersetzung, die wohl 
jede Partei (zumindest an der Basis) bis 
hin zur links-alternativen Szene, ja 
sogar Familien und Freundeskreise 
spaltete? 

Zur Erinnerung nochmals die Fra-
gestellung auf den Stimmzetteln: 
„Soll Mannheim zur nachhaltigen 
Entwicklung eines Grünzugs Nord-
ost im Jahr 2023 eine Bundesgarten-
schau durchführen, die überwiegend 
auf dem Gelände der ehemaligen 
Spinelli-Kaserne und unter Einbe-
ziehung einer maximal 16 Hektar 
großen Teilfläche der Feudenheimer 
Au unter Beibehaltung ihres Status 
als Landschaftsschutzgebiet statt-
findet?“ Also Grünzug – Event BuGa 
– Ort des Events.

Der Grünzug war von vornherein 
kein Streitpunkt – alle wollen ihn. 
Der Event stieß auf geteiltes Echo – 
manche mögen so was, andere nicht. 
Der Ort des Events erregte vor allem 
die Anwohner, bot aber auch Anlass 
zu ökologischen Grundsatz- und lei-
denschaftlichen Detaildebatten. 

Was nicht auf dem Stimmzettel 
stand, entpuppte sich als der eigent-

liche Zündstoff: Die Finanzierung der 
BuGa und die kommunale Haushalts-
politik im Allgemeinen; die Gegner ge-
stalteten ihre Plakate finanzpolitisch. 
Mit der Finanzierungsfrage öffnete 
sich der gesamte Sesam unerledigter 
Missstände vom Schlagloch bis zur 
noch nicht sanierten Schule und dem 
Personalmangel in der Schulsozial-
arbeit. Der Bürgerentscheid über ein 
komplexes Thema künftiger Stadtent-
wicklung wurde in hohem Maß zu einer 
wutbürgerlichen Meinungsäußerung.

Verstärkend hinzu kamen aus Teilen 
des BuGa-kritischen Lagers Unterstel-
lungen, die Mannheimer Kommunal-
politik gleiche im wesentlichen einer 
Bananenrepublik: Der Verwaltung 
und den allermeisten Gemeinderäten 
säßen kleine, mafiotisch organisierte 
Bauunternehmer und Grundstücks-
spekulanten mit den Initialen D&S 
im Ohr. Nun mag man gewiss nicht 
für jedes Ohrenpaar garantieren. Aber 
wer keine Differenzen zwischen einer 
Bananenrepublik und einer grund-
sätzlich demokratisch formierten und 
funktionierenden Kommune zu sehen 
vermag, sollte zum Augenarzt gehen.

Komplexität und Demokratie – zwei Wel-
ten begegnen sich 

Die mit der Monsteraufgabe Konver-

sion verbundene Stadtentwicklungs-
thematik drang nur mäßig durch. Sie 
gehört ohnehin eher zur Sphäre des 
Herrschaftswissens. Herrschaftswis-
sen schützt sich bekanntlich durch 
Intransparenz und Wissensmonopole. 
Intransparenz ist Gift für Bürgerbetei-
ligung. Sicherlich oder hoffentlich ist 
die Intransparenz nicht aktiv gewollt, 
aber sie wird nicht wirksam bekämpft.

Bis zuletzt konnte die Verwaltung die 
Finanzierungszusammenhänge der 
Konversion und hierin die Rolle einer 
BuGa für den Grünzug nicht überzeu-
gend und erschöpfend darlegen. Kom-
plizierte Zusammenhänge erklärt man 
am besten diskursiv in der anschauli-
chen Auseinandersetzung mit Alter-
nativen. Der Holzweg beginnt hier mit 
der Verkündung von angeblichen Al-
ternativlosigkeiten. Auf diesen Holz-
weg begab sich der Oberbürgermeister 
leider gleich zu Beginn der Diskussion 
über die Machbarkeitsstudie zur BuGa. 
Wenn ein solcher Diskurs sich auch 
nicht gleich einem großen Publikum 
erschließt, erreicht er zumindest viele 
Multiplikatoren und diejenigen Men-
schen, die an Beteiligungsprozessen 
teilnehmen und „politisch unterwegs“ 
sind.

Naturwüchsige Brutstätten und 
Hüter des Herrschaftswissens sind 
privatrechtlich organisierte Gesell-
schaften in öffentlichem Auftrag und 
ihre Aufsichtsräte, die dazu neigen, 
notwendige Diskurse aus der Öffent-
lichkeit und den demokratischen Kör-
perschaften wie z.B. dem Gemeinderat 
herauszuhalten und dabei gerne auf 
Geschäftsgeheimnisse zu verweisen. 
Man frage sich einmal, wie trans-
parent (nicht nur) in Mannheim die 
Wohnungswirtschaft, die Kosten und 
Gestaltungsregeln des ÖPNV oder die 

Energie- und Wasserwirtschaft sind, 
und man wird erheblichen Transpa-
renz-Nachholbedarf feststellen. 

Wenn die BuGa nun im Rahmen 
eines bürgerschaftlichen Beteili-
gungsprozesses entwickelt werden 
soll, ist mehr Transparenz unbe-
dingt erforderlich. Dies gilt auch für 
die MWSP GmbH, die die Konver-
sionsflächen im Auftrag der Stadt 
entwickeln soll und für die zu grün-
dende BuGa Mannheim GmbH.

Neu über den „Bürgerhaushalt“ nach-
denken

Dass aus einer ursprünglich ge-
fühlten breiten Zustimmung der 
Mannheimerinnen und Mannhei-
mer zu einer weiteren BuGa eine 
Zitterpartie mit weniger als 2 000 
Stimmen Mehrheit wurde, hängt si-
cherlich auch damit zusammen, dass, 
wie oben dargelegt, eine wilde und 
populistische haushaltspolitische 
Spekulation um sich griff, garniert 
mit neoliberalen Ladenhütern einer 
FDP.
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Es ist nicht gut bestellt um das öf-
fentliche Wissen kommunaler Finanz-
politik, wenn es sich auf der Ebene der 
guten alten „schwäbischen Hausfrau“ 
und der undifferenzierten Skandali-
sierung öffentlicher Schulden bewegt.

Auch hier ist für mehr öffentliche 
Transparenz zu sorgen. Zwar sind 
mittlerweile alle Unterlagen der kom-
munalen Haushaltspolitik im Internet 
hinterlegt und einsehbar. Aber der Weg 
von dort bis einem öffentlichen Be-
wusstsein über die Zusammenhänge 
und Alternativen kommunaler Haus-
haltspolitik ist weit. Die schrittwei-
se Erarbeitung eines Bürgerhaushalts 
im Sinne einer Bürgerbeteiligung an 
der Haushaltspolitik würde eine gute 
Grundlage für Entscheidungen über 
komplexe Dinge wie die BuGa schaffen.

Herr Sander wundert sich – er wird sich 
noch mehr wundern

Herr Sander ist der Geschäftsführer 
der Deutschen Bundesgartenschauge-
sellschaft (dbg). Für den „Mannheimer 
Morgen“ vom 24.9. wurde er zum Aus-
gang des Bürgerentscheids befragt und 
äußerte Verwunderung: „Wir haben 
eine vergleichbare Situation noch nie 
gehabt.“ 

In der Tat: Dass sich zehn Jahre vor 
einer BuGa zwei Drittel der Bevölke-
rung mit dieser BuGa befassen und 
an einem Bürgerentscheid teilnehmen, 
dürfte ungewöhnlich sein. Die Bür-
gerbeteiligung ist dadurch eingeleitet. 
Das funktionierte zwar nicht kuschelig 
in einem gemütlichen Workshop, son-
dern in Form einer heftigen Auseinan-
dersetzung zwischen Verwaltung, Ge-
meinderat und Bürgerinitiative. Aber 
in diesem Streit haben sich schon eini-
ge Punkte vorab geklärt, und weitere 
Streitpunkte müssen und können nun 
auch breit diskutiert werden. Es zeich-
net sich ein – in dem vom Gemeinderat 
per Grundsatzbeschluss gesetzten und 
im Bürgerbegehren bestätigten Rah-
men – offenes Verfahren ab. Aus diesem 
Beteiligungsprozess, der sicher immer 
verteidigt und neu belebt werden muss, 
können interessante Entwicklungen 
für die Bevölkerung dieser Stadt er-
wachsen. Denn es wird in dem Beteili-
gungsprozess nicht nur um die Abwehr 
ökologisch problematischer Details ge-
hen, sondern es werden sicherlich auch 
neue gestalterische Elemente für die 
ganze Stadt (und auch für die BuGa) 
entwickelt werden, die das Leben der 
Stadtgesellschaft verbessern können. 

Eine gute Ausgangslage nach dem 
dramatischen Bürgerentscheid ist die 
sofort von der BI Mannheim 23, vom 
BUND und dem Oberbürgermeister 
erklärte Bereitschaft zur konstrukti-
ven Zusammenarbeit. Vielleicht ent-
wickelt sich die erste „Bürger-BuGa“, 
und Herr Sander kann sich dann noch 
mehr wundern. Es lohnt, dafür aktiv zu 
werden.�T homas Trüper

Deutzer Hafen: Hochwasser-
schutz beachten!
Arbeitsplätze verteidigen! Industriestandort stärken!
Seit vielen Jahren wird über die künftige Nutzung des Deutzer Hafens diskutiert. 
Der Deutzer Hafen ist ein wesentlicher Bestandteil des Masterplans von Albert Speer.

Jetzt hat die „Kölnische Rundschau“ 
erfahren, was die Stadt und ihr Stadt-
baudezernent planen: Bis auf die Ell-
mühle soll alles verschwinden. Büros 
und Wohnungen sollen entstehen. Die 
Stadtverwaltung, insbesondere der 
Baudezernent Herr Höing, will das 
Gelände zu einem modernen Stadtteil 
umbauen. Die Stadt verfolgt diese Plä-
ne obwohl vieles gegen die Verwirkli-
chung dieses Projektes spricht:

Der Hochwasserschutz:

Bei dem Gebiet handelt es sich um ei-

nen Hafen. Die Gesetzeslage sieht vor, 
dass Häfen nicht bebaut werden sollen. 
Aus Gründen des Hochwasserschut-
zes dürfen Häfen auch nur als Häfen 
genutzt werden. Ein Hafen kann im 
Falle von starkem Hochwasser geflutet 
werden und trägt somit zur Entspan-
nung der Hochwassersituation bei. Der 
Baudezernent hat in anderen Städten 
wie Bremen und Hamburg ehemalige 
Häfen in neue Quartiere umgewandelt. 
Herr Höing weiß, wie die Intention der 
Gesetze zum Hochwasserschutz unter-
laufen werden kann. 
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Die Kölner Hafensituation:

Das Transportwesen wächst wie kein 
anderer Wirtschaftszweig. Richtiger-
weise werden immer mehr Güter auf 
den Wasserstraßen befördert. Die Köl-
ner Hafengesellschaft (HGK) hat nach 
eigenen Angaben ein Kapazitätspro-
blem. In Köln wird jeder Meter Hafen-
kante zum Güterumschlag benötigt. 
Es ist absurd:

In Deutz wird ein Hafen umfunkti-
oniert und gleichzeitig wird ein Hafen 
im Kölner Süden ausgebaut. Auen und 
Wiesen in Godorf werden zerstört, weil 
dort ein neuer Hafen entstehen soll.

Der Industriestandort Köln:

In der Logistikbranche gibt es im Ge-
gensatz zu vielen anderen Bereichen 
auch Arbeitsplätze für Menschen mit 
geringer Qualifikation. Köln ist auch 
Industriestadt. Ein Ziel der Stadtpo-
litik muss sein, für diese Menschen 
Arbeitsplätze zu erhalten und zu schaf-
fen. Das wäre im Deutzer Hafen mög-
lich. Eine moderne Stadtentwicklung 
muss viele Anforderungen erfüllen: 
Sie muss sozialverträglich, nachhaltig 
und ökologisch sein. Wohnen, Arbei-
ten, Naherholung und Nahversorgung 
müssen in einem Quartier ermöglicht 
werden. Die Umnutzung des Deutzer 
Hafens verstößt gegen diese Kriteri-
en, sie verdrängt Arbeitsplätze aus 
der Innenstadt und schafft somit bei-
spielsweise lange Verkehrswege. Seit 
Jahrzehnten herrscht Unklarheit über 
die weitere Entwicklung des Deutzer 
Hafens, deswegen haben Firmen und 
Investoren mit Investitionen in den Ha-
fen gezögert.

Noch hat die Politik in Köln die Mög-
lichkeit, die Planungen des Baudezer-
nates zu stoppen. Gleichzeitig muss den 
Betrieben und den Beschäftigten auf 
dem Hafen Planungssicherheit gege-
ben werden. Nur so kann der Deutzer 
Hafen einen Beitrag zum Hochwas-
serschutz und zum Industriestandort 
Köln leisten. � Michael Weisenstein

Roma in Bergheim
Seit Anfang 2012 leben in Bergheim (NRW, Nähe Köln) in einem Hochhauskomplex einige 
Hundert Menschen aus Rumänien. Die Häuser sind heruntergekommen, in extrem schlech-
tem Zustand, sie waren schon in der Vergangenheit Adresse für kurzfristige Mietverhältnisse 
von Familien in prekären Verhältnissen.
Die Probleme um das Haus sind inzwischen bundesweit in den Medien.
Der Vermieter gehört zum Rotlichtmilieu in Duisburg. Duisburg hat in den letzten zehn 
Jahren eine explosionsartige Vergrößerung des Bereichs mit Bordellen und „Laufhäusern“ 
erleben müssen. Schätzungen gehen von 1.500 Prostituierten aus, davon ca. 80% Frauen 
aus Rumänien und Bulgarien. Es gibt heftige Auseinandersetzungen zwischen verschie-
denen Rockergruppen in Duisburg. Fachleute gehen davon aus, dass hier Anteile an dem 
offenbar lukrativen Markt der Prostitution neu verteilt werden sollen.

Die Roma

Wie viele Menschen genau in den soge-
nannten „Problemhäusern“ wohnen, 
ist nicht ganz klar. Eine Zählaktion 
der Meldebehörden vor einigen Wochen 
erbrachte kein eindeutiges Ergebnis, 
da ein Teil der Wohnungen nicht ein-
gesehen werden konnte – es öffnete 
niemand dort. Die Angaben schwanken 
zwischen 600 und 800, manche spre-
chen auch von über 1000 Menschen.

Der größte Teil der Bewohner sind 
Kinder. Fünf bis neun Kinder pro Fa-
milie sind nicht ungewöhnlich. Nahezu 
alle Bewohner dort gehören einer evan-
gelischen Pfingstkirchengemeinde an, 
die Alkohol und Verhütungsmittel un-
tersagen.

Viele Familien waren vor ihrem Auf-
enthalt hier in anderen europäischen 
Ländern, daher sprechen viele eini-
germaßen Französisch und/oder Spa-
nisch.

In Gesprächen machen die Familien 
deutlich, dass sie hier eine Zukunft für 
ihre Kinder suchen, dass sie auf positi-
ve Ergebnisse bei schulischer Bildung 
und Arbeitssuche hoffen. Das Jugend-
amt hat bei Besuchen in Familien im-
mer eine angemessene Betreuung der 
Kinder vorgefunden. Zurzeit leben sie 
von den Kindergeldzahlungen, die ihr 
einziges Einkommen darstellen. Sie 
haben keine Arbeitserlaubnis. Es gibt 
an einigen Stellen in der Stadt so etwas 
wie einen Arbeitsstrich, wo frühmor-
gens z.B. Bauunternehmer Tagelöhner 
für Beträge von 2 Euro die Stunde oder 
10 Euro den ganzen Tag anheuern.

Die Kommune

Seit mehr als einem Jahr gibt es ein 
kommunales Handlungskonzept für 
den Umgang mit den Zuwanderern aus 
Südosteuropa, die schwerpunktmäßig 
in den Stadtteilen Hochfeld, Marxloh 
und eben auch in Rheinhausen-Berg-
heim anzutreffen sind. Die Kommu-
ne versucht ihre Pflichtaufgaben zu 
lösen und macht gleichzeitig darauf 
aufmerksam, dass dieses von einer 
Kommune nicht alleine zu stemmen 
ist. Es wurden Mittel in Höhe von einer 
Million Euro zur Verfügung gestellt, 
um in den Bereichen Gesundheit, Bil-
dung, Wohnung, Integrationsprozesse 

zu unterstützen bzw. Missständen ab-
zuhelfen.

Für alle schulpflichtigen Kinder gibt 
es inzwischen einen Schulplatz. Alle 
Schulformen haben Vorbereitungs-
klassen eingerichtet. Landes- und Be-
zirksregierung haben die Zuweisung 
zusätzlicher Lehrerstellen stärker als 
vorher an die Dynamik der Zuwande-
rung angepasst. 

Die Kinder gehen regelmäßig zur 
Schule, die Eltern beteiligen sich trotz 
der Sprachprobleme an der Arbeit in 
der Schule.

Kindergartenplätze werden eben-
falls angeboten, hier muss allerdings 
noch erheblich mehr angeboten wer-
den. Auch müssen die Eltern noch stär-
ker von der Bedeutung des Kindergar-
tenbesuches gerade für die jüngeren 
überzeugt werden.

Sozialarbeit

In unmittelbarer Nachbarschaft ist 
eine Beratungsstelle mit mehreren 
Räumen eingerichtet worden. Ein Trä-
gerverein – ZOF / Zukunftsorientierte 
Förderung – hat dort Sozialpädagogen, 
Dolmetscher, Beratungen, Räume. Es 
geht um Unterstützung in alltäglichen 
Fragen, auch um die Mietverträge, um 
offizielle Schreiben usw. Die Leute von 
ZOF sagen, dass sie eigentlich rund um 
die Uhr präsent sein müssten.

Die Volkshochschule bietet dort 
Deutschkurse für Erwachsene an, die 
in unterschiedlicher Intensität ange-
nommen werden.

Bürgerschaftliches Engagement

Seit mehr als einem Jahr gibt es einen 
runden Tisch von Kirchengemeinden, 
politischen Akteure, Verwaltung, Ver-
einen, engagierten Einzelpersonen. 
Auch die Nachbarn, die zunächst hef-
tig über Probleme wie Müll, Lärm usw. 
geklagt hatten, sind inzwischen in den 
Diskussionsprozess integriert und be-
teiligen sich am Dialog in vielfältiger 
Form. Einige ihrer Beschwerden haben 
nach wie vor Bestand.

Patenschaften zur Begleitung auf 
dem Schulweg oder in den Sportverein 
werden organisiert, ebenso die Aus-
stattung der Kinder mit z.B. Sportsa-
chen durch Kleidersammlungen.
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Trittbrettfahrer

Heftigen Streit provoziert ein weite-
rer Verein „Stimme der Migranten“ 
mit einer Romni an der Spitze, die ein 
Monopol für die Beratung für ihren 
Verein reklamiert. Sie hat Kontakt zu 
einem Prediger, der einen Teil der re-
ligiösen Betreuung gewährleistet. Dies 
und ihre umfassende Sprachkompe-
tenz sorgen dafür, dass sie von Fall zu 
Fall erheblichen Einfluss ausübt. So 
soll sie die Familien vor der Teilnah-
me an einer Impfaktion für die Kinder 
mit dem Hinweis gewarnt haben, den 
Kindern würde dort Gift injiziert wer-
den. Insgesamt agiert sie so, dass keine 
anderen Personen oder Institutionen 
Einfluss auf die Roma erhalten. Die 
Wohlfahrtsverbände haben nach län-
geren Erfahrungen mit ihr und dem 
Verein dringend vor der Zusammen-
arbeit gewarnt.

Gerüchte

Trotz aller positiven Veränderungen 
gibt es eine Szene von Gerüchten, die 
sich um diese „Fremden“ rankt, und 
diese Szene nimmt zu.

Eigentlich wissen alle Menschen in 
Rheinhausen um die Geschichte der 
verschiedenen Zuwanderungen aus 
Schlesien, Pommern, Italien, Spanien, 
dem ehemaligen Jugoslawien, aus der 
Türkei. Ein Stadtteil von fast 80 000 
Menschen ist geprägt durch Menschen, 
die wegen der Arbeit in der Zeche oder 
der Hütte in den letzten 100 Jahren 
hierher kamen. Dass allen Zuwande-
rungen von den Alteingesessenen je-

weils mit Misstrauen und Ablehnung 
begegnet wurde und Integrationspro-
zesse sich jahrzehntelang hinzogen, 
wird weitgehend verdrängt.

Jetzt sind es eben die Roma, die ab-
gelehnt werden. Die Müllberge auf den 
Straßen, die nächtlichen Ruhestörun-
gen werden besonders von denen zi-
tiert, die nicht unmittelbare Nachbarn 
sind. Lange und intensiv hielten sich 
Horrorgeschichten von gekidnappten 
Kindern. So intensiv, dass an einer 
Grundschule in einem Brief an die El-
tern darüber informiert wurde, dass 
nichts dran ist an dieser Geschichte, 
dass weder die Kinder noch die Eltern 
Angst beim Schulweg haben müssen.

Die Enten auf dem Weiher beim Kran-
kenhaus ebenso wie das Verschwinden 
von 200 Heidschnucken in der Herde 
auf den Rheinwiesen werden den „die-
bischen Roma“ angelastet. Und dass 
sie in den Supermärkten einfach die 
Verpackungen aufreißen und noch im 
Laden alles aufessen und dann rausge-
hen, ohne zu bezahlen.

All dies schildern „einfache Bürger“, 
die außerdem beklagen, dass solche 
Horrorgeschichten in Diskussionen als 
rassistisch gekennzeichnet würden. 
Sie fühlen sich hier zu Unrecht dis-
kreditiert. Man könne in diesem Land 
nicht mehr die Wahrheit sagen.

Rattenfänger

Pro NRW hat schon die zweite Kundge-
bung in der Nachbarschaft des Hauses 
„In den Peschen“ abgehalten. Die NPD 
hatte in Duisburg einen Direktkan-

didaten aufgestellt, der in Bergheim 
mehr als 5 % der Stimmen holte. 

Bei den Kundgebungen werden alle 
Register gezogen, es gibt keinen As-
pekt, der nicht als Legitimation für die 
Forderungen der Rechten herangezo-
gen wird: Altersarmut, Kinderarmut, 
Gewaltverbrechen, vergammelte Häu-
ser, Graffitis, prekäre Einkommens-
verhältnisse. Hier werden in der unge-
brochenen Tradition von „Das Boot ist 
voll“ und „Diese Menschen wollen sich 
nicht integrieren lassen“ alle Klischees 
bedient. 

Kultur als Brücke

In unmittelbarer Nachbarschaft zu 
den Peschen, im „Kom’matheater“, 
hat eine Gruppe unter der Anleitung 
von Annegret Keller-Steegmann eine 
Kinder- und Jugendbühne eingerich-
tet. Künstler, Kinder und Jugendliche 
aus verschiedenen Ländern reizen ge-
meinsam ihre Stärken und Neigungen 
aus: Musik, Tanz, Videofilme drehen, 
Plakate zeichnen, Hintergründe und 
Requisiten herstellen. Öffentliche Gel-
der ermöglichen ein Minimum an Ma-
terial und Fahrtkosten. 

Wer einmal eine solche Produktion 
gesehen hat, für den wird für kurze 
Zeit die Vision vom friedlichen Mitei-
nander Realität. Die Kinder, die dort 
zusammen unter Berücksichtigung ih-
rer Verschiedenheit etwas auf die Beine 
stellen, was sie alle stärker macht, fal-
len nicht mehr auf Rattenfänger herein. 
Ihr Eltern hoffentlich auch nicht.

� Barbara Laakmann

Romasiedlung 
mitten in Bel-
grad. Bild von 
Julian Nitzsche / 
pixelio.de
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Hamburg. Die Hamburgerinnen und 
Hamburger haben entschieden, dass 
„Senat und Bürgerschaft unverzüglich 
alle notwendigen Schritte“ zu unter­
nehmen haben, „um die Hamburger 
Strom-, Gas- und Fernwärmenetze wie­
der vollständig in die öffentliche Hand 
zu übernehmen.“ Der Volksentscheid 
hat auch die energiepolitischen Ziele 
dieser Rekommunalisierung festgelegt: 
„Verbindliches Ziel ist eine sozial ge-
rechte, klimaverträgliche und demokra-
tisch kontrollierte Energieversorgung 
aus erneuerbaren Energien.“ Die Linke 
Hamburg hat die Volksinitiative „Unser 
Hamburg – unser Netz“ von Anfang an 
tatkräftig unterstützt und gratuliert ihr 
zu diesem großartigen Ergebnis. Gilbert 
Siegler, energie- und umweltpolitischer 
Sprecher der Linken Hamburg: „Die 
Hamburgerinnen und Hamburger ha-
ben gezeigt, dass „die da oben“ doch 
nicht machen können, was sie wollen. Sie 
haben mit dem erfolgreichen Volksent-
scheid die Tür aufgestoßen zu einer neu-
en Energiepolitik Hamburgs, die Kli-
maschutz ermöglicht und Energiearmut 
verhindert. Ein wichtiger Schritt neoli-
beraler Privatisierung wird rückgängig 
gemacht. Jetzt gilt es, den SPD-Senat, 
der „in vertrauensvoller Zusammenar-
beit“ mit dem Atom- und Braunkohle-
konzern Vattenfall alles versucht hat, 
dieses Votum zu verhindern, zur voll-
ständigen Umsetzung zu bewegen. Die 
Volksinitiative Unser Hamburg – unser 
Netz und zahlreiche HamburgerInnen 
werden sehr genau darauf achten, ob 
der Senat und die SPD-Fraktion „un-
verzüglich alle notwendigen Schritte“ 
unternehmen, um den Volkswillen um-
zusetzen. Und auch Die Linke und ihre 
Bürgerschaftsfraktion werden darauf 
achten, dass der SPD-Senat nicht ver-
sucht, das Ergebnis des Volksentscheids 
zu unterlaufen.“ Hamburg braucht neue 
Stadtwerke. Neben Hamburg Energie, 
Hamburg Wasser, den neuen Netzgesell-
schaften Strom und Gas sowie der Fern-
wärmegesellschaft sollten mittelfristig 
weitere öffentliche Unternehmen, z.B. 
die Hamburger Hochbahn, dazu gehö-
ren. Um konkrete Formen direkt-de-
mokratischer Einflussnahme zu entwi-
ckeln, müssen wir einen breiten gesell-
schaftlichen Diskurs organisieren. In 
diesen muss die Volksinitiative Unser 
Hamburg – unser Netz ebenso einbezo-
gen werden wie Umwelt- und Sozialver-
bände und Gewerkschaften. Vorausset-
zung für demokratische Beteiligung ist 
umfassende Transparenz. Die Netz- und 
Fernwärmegesellschaften müssen – wie 
die Stadtwerke insgesamt – eine Rechts-
form und Unternehmenssatzung erhal-
ten, die eine umfassende Information 
von Bürgerschaft und Bevölkerung si-
cher stellt. Für die Beschäftigten, die im 
Rahmen eines Betriebsübergangs nach 
§613a BGB übernommen werden, for-
dern wir einen dauerhaften Bestands-
schutz für sämtliche tariflich vereinbar-

ten Beschäftigungsbedingungen. www.

die-linke-hamburg.de

Initiative der Linken nimmt Fahrt auf: 
Köln. Stadtentwicklungsausschuss 
beschließt Erlass von Milieuschutzsat-
zungen. In seiner heutigen Sitzung hat 
der Stadtentwicklungsausschuss die 
Verwaltung beauftragt, soziale Erhal-
tungssatzungen („Milieuschutzsatzun-
gen“) zu erstellen. Diese Satzungen sol-
len für Wohnbereiche erlassen werden, 
die von Luxussanierungen und Mieter-
verdrängungen betroffen sind. Michael 
Weisenstein, Ratsmitglied und für Die 
Linke im Stadtentwicklungsausschuss, 
dazu: „In der Südstadt, im Agnesviertel, 
um den Rathenauplatz, an allen Ecken 
und Enden kaufen Investoren Häuser 
auf und legen Wohnungen zu Luxusa-
partments zusammen. Die bisherigen 
Mieter können sich die neuen Mieten 
nicht leisten und müssen ihre ange-
stammten Veedel verlassen. Mit Milieu-
schutzsatzungen können wir die Mieter 
davor schützen.“ Die Linke hatte am 
27.6.2013 einen Ratsantrag (0856/2013) 
gestellt, um die Verwaltung mit der Er-
stellung eines Konzeptes zum Erlass 
von Milieuschutzsatzungen zu beauf-
tragen. Dieser Antrag wurde vom Rat in 
die Fachausschüsse Stadtentwicklung 
und Soziales zur Behandlung nach der 
Sommerpause verwiesen. Einem späte-
ren Antrag der Innenstadt-SPD folgend 
(0858/2013) forderte die BV Innenstadt 
in ihrer Julisitzung einstimmig den 
Stadtentwicklungsausschuss auf, die 
Verwaltung mit der Erstellung eines 
solchen Konzeptes zu beauftragen.Die 
Verwaltung erhöht nun sogar das Tem-
po und legt dem Stadtentwicklungs-
ausschuss bereits zur heutigen Sitzung 
eine Beschlussvorlage (3173/2013) vor. 
Michael Weisenstein weiter:„Die große 
Resonanz auf unsere Forderung nach ei-
ner Milieuschutzsatzung hat mich über-
rascht und begeistert! Offenbar ist nach 
den heftigen Mietsteigerungen in Köln 
die Zeit reif für Gegenmaßnahmen. Es 
ist schön, dass nun ein breites Bündnis 
die sozialen Erhaltungssatzungen un-
terstützt und Mieter vor Mietsteigerun-
gen und Verdrängung schützen will!“ 
www.linksfraktion-koeln.

Forderungen des Städtetages an die neue 
Bundesregierung: Berlin. Die Städte 
appellieren an die Parteien, trotz der 
schwierigen Ausgangslage nach der 
Bundestagswahl rasch eine stabile Re-
gierung für die kommenden vier Jahre 
zu bilden. Der Deutsche Städtetag legte 
in Berlin seine Forderungen an den neu-
en Bundestag und die neue Bundesregie-
rung vor. Kernpunkte dabei sind eine 
stärkere Entlastung der Kommunen 
bei den Sozialausgaben, höhere Inves-
titionen in die Verkehrsinfrastruktur, 
eine stärker steuernde Wohnungspoli-
tik und eine bessere Koordinierung der 
Energiepolitik, damit die Energiewende 

erfolgreich umgesetzt werden 
kann. Der Präsident des Deut-
schen Städtetages, der Nürnber-
ger Oberbürgermeister Dr. Ulrich 
Maly, sagte: „Die Städte sichern mit 
ihren Leistungen der Daseinsvorsorge 
und ihren Investitionen in die Infra-
struktur zentrale Grundlagen für das 
städtische Leben und Wirtschaften und 
damit für einen großen Teil der Bevölke-
rung in Deutschland. Wir können Bund 
und Ländern daher mit Selbstbewusst-
sein gegenübertreten. Wir appellieren 
an die künftige Bundesregierung, ihre 
Politik kommunalfreundlich auszu-
richten und so der Rolle der Kommu-
nen für die Menschen in unserem Land 
gerecht zu werden. Die Städte sind zu 
einer partnerschaftlichen und konst-
ruktiven Zusammenarbeit bereit.“ Der 
Forderungskatalog des Deutschen Städ-
tetages enthält zehn Hauptforderungen 
sowie einen ausführlichen Katalog. Als 
zentrale Punkte nannte Städtetagsprä-
sident Maly: Die schwierige Finanzsitu-
ation strukturschwacher Städte ist nicht 
länger hinnehmbar und muss dringend 
verbessert werden. Dazu benötigen die 
Städte eine stärkere Entlastung bei den 
Sozialausgaben. Die Städte müssen in 
die Lage versetzt werden, ihre Aufga-
ben ohne Haushaltsdefizite zu erfüllen. 
Die Städte fordern, einen Anlauf zur 
Einbeziehung der freien Berufe in die 
Gewerbesteuer zu unternehmen. Da-
durch könnte größere Steuergerechtig-
keit geschaffen werden, da Handwerker 
oder Mittelstand bereits Gewerbesteu-
er zahlen. Genau wie diese könnten 
Freiberufler Gewerbesteuerzahlungen 
auf die Einkommensteuer anrechnen 
lassen. Vorschläge zum Ersatz der Ge-
werbesteuer sind nach Auffassung der 
Städte ein Angriff auf die kommunale 
Selbstverwaltung. In den Städten mit 
Bevölkerungszuwachs und angespann-
ten Wohnungsmärkten müssen Anreize 
für den Wohnungsneubau gesetzt wer-
den. Dies sollte etwa durch eine regional 
differenzierte, steuerliche Investitions-
zulage geschehen. Am 18. September 
2013 beschloss das Präsidium des Deut-
schen Städtetages in Regensburg zehn 
Hauptforderungen sowie einen detail-
lierten Katalog mit Erwartungen und 
Forderungen an den neuen Bundestag 
und die neue Bundesregierung. 
Die Broschüre mit beiden Dokumen-
ten ist als PDF abrufbar in der Rubrik 
„Beiträge zur Stadtpolitik“ (Band 100). 
Die gedruckte Broschüre ist kostenfrei 
erhältlich solange der Vorrat reicht. Be-
stellung per E-Mail an: Bestellung@sta-
edtetag.de. www.staedtetag.de

Auch der Deutsche Landkreistag und 
der Deutsche Städte- und Gemeinde­
bund haben anläßlich der Bundestags­
wahl Vorschläge und Erwartungen an 
die neue Bundesregierung und den Bun­
destag publiziert. � www.landkreistag.de; www.
dstgb.de
(Zusammenstellung: ulj)

Kommunale 

Politik
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Europäische Arbeitsschutzpolitik: In der Defensive
Seit 1978 legt die EU sechsjährige Ak-
tionsprogramme zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz vor, seit 2002 wur-
de ihr Titel in Strategie umgewandelt. 
Die frühen Aktionsprogramme waren 
konkreter und setzten klare Arbeitsauf-
gaben für die europäische Ebene, seit 
1986 mit direktem Bezug zu den Verträ-
gen, in denen das Ziel der Verbesserung 
und Harmonisierung der Arbeitsbedin-
gungen durch europäische Richtlini-
en aufgenommen worden war. Mit der 
Umfirmierung in Strategie wurden die 
beschreibenden Teile länger, Ziele vager 
und mehr und mehr richteten sich die 
Anforderungen an die Mitgliedsstaaten 
und nicht mehr an die europäischen Ein-
richtungen.

Die letzte Strategie, die den Zeit-
raum 2007 bis 2012 umfasste, war da-
mals vom EGB als schwächste jemals 
vorgelegt Strategie bezeichnet worden. 
Als einziges strategisches Ziel fand sich 
darin die Reduzierung der Unfälle um 
25 %. Konkrete Ziele zur Reduzierung 
arbeitsbedingter Erkrankungen suchte 
man vergeblich. Auch die angekündig-
ten Legislativmaßnahmen sind im We-
sentlichen nicht umgesetzt worden. Die 
europäische Arbeitsschutzpolitik ist in 
die Defensive geraten.

Rahmenbedingungen der aktuellen Debatte

In einer Reihe von Wortmeldungen ist 
angemerkt worden, dass mit dem Einset-
zen erst der Krise der Finanzmärkte und 
in der Folge der Krise der Realökonomie 
soziale Anliegen in die Defensive gera-
ten sind, die Sicherung der Arbeitsplätze 
in den Fokus rückte und die Qualität 
der Arbeitsplätze in den Hintergrund – 
Hauptsache Arbeit! 

Allerdings repräsentiert die Kommis-
sion in diesem Zusammenhang keine 
„Politik aus einem Guss“ in die Richtung: 
Plattmachen aller sozialen Errungen-
schaften. Die Politikansätze der diver-
sen Generaldirektionen sind ungeordnet 
und präsentieren bei überlappenden Fra-
gestellungen durchaus unterschiedliche, 
teils gegensätzliche Vorstellungen.

Der weitgehend gescheiterte Versuch 
der Generaldirektion Beschäftigung, 
Arbeitsschutz in anderen EU-Politiken 
zu verankern (ein allgemeines Ziel der 
letzten Strategie), ist offensichtlich Aus-
druck handfester politischer Konflikte 
um konkrete politische Vorhaben in der 
EU. Eine solche Ausrichtung wird künf-
tig aber kaum durch eine einmal zu tref-
fende „richtige“ Grundsatzentscheidung 
(„Soziales“ statt „Neoliberales Europa“) 
positiv festzulegen sein. Die Idee einer 
solchen Grundsatzentscheidung trifft 
die mittlerweile bestehende Komplexität 
der Rechtsetzungsverfahren (und damit 
des politischen Raumes) nicht.

Bedeutsam an dieser Komplexität ist 

die Ausdifferenzierung der beteiligten 
Subsysteme. Bei der Rechtsetzung auf 
EU Ebene treten heute neben die Fach-
verwaltungen und die politischen Ent-
scheidungsträger die beratende Fach-
gremien, Arbeitsgruppen der Mitglieds-
staaten, Prüfungsinstanzen und auch 
die Sozialpartner mit ihrer institutionell 
verankerten (starken) Rolle. Aber auch 
die Zivilgesellschaft ist über öffentli-
che Konsultationen (und institutionell) 
potenziell beteiligt. Es dürfte keine zu 
gewagte These sein, dass in diesem Ge-
flecht und der dieses Geflecht tragen-
den Kommunikation, der Kampf um die 
Anerkennung der eigenen Position und 
deren Verankerung in der öffentlichen 
Meinung immer stärkeres Gewicht er-
langt hat. Als Beispiel könnte die Gleich-
behandlung dienen, die auf EU-Ebene 
Konjunktur hat. Wahrscheinlich ließe 
sich da trotz Krise und aller Sparappelle 
nicht einfach etwas zurückdrängen.

Quellen für die aktuelle Schwäche der 
Generaldirektion Beschäftigung (So-
zialpolitik) finden sich schon in frühe-
ren Zeiten. Die Defensive ist eine lang 
anhaltende und resultiert in einer Art 
Kolonisierung der Generaldirektion, 
Beschäftigung durch andere Generaldi-
rektionen und deren Imperative. Schon 
in den 90er Jahren begann unter Nut-
zung des schönen englischen Begriffs 
„red tape“ (Bürokratie) eine Debatte über 
die angeblich zu große Komplexität des 
europäischen Rechtsbestandes. Mit dem 
„Small Business Act“ wurde diese De-
batte sowie die entsprechenden ideologi-
schen Versatzstücke zu einer politischen 
Programmatik verdichtet, die wirkt. 
Eine Standardphrase in jeder Richtlinie 
ist heute, dass das jeweilige Rechtsinst-
rument zu keinem verwaltungstechni-
schen und finanziellen Mehraufwand für 
die kleinen und mittleren Unternehmen 
(> 98%) führen darf.

Bisheriger Gipfelpunkt ist in diesem 
Zusammenhang die Erstellung einer so-
genannten Top 10 der administrativen 
Lasten. Die Unternehmen sind aufge-
rufen, per Internet die 10 von ihnen als 
besonders bürokratisch empfundenen 
Rechtsakte aus dem EU-Recht zu listen. 
Die Kommission ist verpflichtet, diese 
Liste zu bearbeiten. Und tatsächlich wird 
auch geprüft, und teils ist dies auch schon 
umgesetzt worden, kleine oder kleine 
und mittlere Unternehmen von Rechts-
vorschriften der EU auszunehmen. So 
wird für diese Unternehmen in bestimm-
ten Aspekten ein rechtsfreier Raum ge-
schaffen. Vor diesem Hintergrund hat es 
jede Initiative auf zusätzliche oder neue 
rechtliche Anforderungen schwer.

Bestände

Blick man noch einmal auf die vorherige 
Kommissionsstrategie zurück, fällt auf, 

dass die Kommission durchaus eine re-
alistische Lagebeschreibung vorgenom-
men hatte. Ausdrücklich wurde auf Ver-
änderungen in den Rahmenbedingungen 
des Arbeitsschutzes hingewiesen, vor al-
lem auf Präkarisierungstendenzen und 
daraus resultierende Veränderungen in 
den Beschäftigungsformen sowie auf 
Veränderungen im Belastungsgesche-
hen, hier insbesondere mit Verweis auf 
steigende psychische Belastungen und 
Gefährdungen durch chemische Arbeits-
stoffe. Der zweite Aspekt der damaligen 
Analyse war die allenthalben sichtbare 
Diskrepanz zwischen dem legislativen 
Bestand und dessen praktischer Umset-
zung in den Betrieben, z.B. dem in den 
meisten Ländern niedrigen Anteil von 
Betrieben, die überhaupt Gefährdungs-
beurteilungen durchführen.

Damit wurde richtigerweise auch aus-
gesagt, dass wesentliche Bereiche des Ar-
beitsschutzes durch EU-Recht abgedeckt 
sind. Dieser Rechtsbestand bleibt in mei-
nen Augen nach wie vor ein starker Aus-
gangs- und Bezugspunkt für Aktivitäten 
und Initiativen von der betrieblichen bis 
zur europäischen Ebene. 

Letzte Entwicklungen

Bis heute ist von der Kommission keine 
Dokument für eine neue Strategie (2013 
– 2020) vorgelegt worden, und auf einer 
des EGB-Veranstaltung im März diesen 
Jahres ließ der zuständigen Kommissars 
(Lázló Andor) offen, ob vor den Wahlen 
zum EU-Parlament (Mai 2014) überhaupt 
etwas vorgelegt wird.

Am 31. Mai hatte die Europäische 
Kommission dann allerdings ein öffent-
liches Konsultationsverfahren gestartet, 
das bis zum 26. August lief. Über 500 
Antworten sind bei der Kommission 
eingegangen. Es wird sicher interessant 
werden, die Auswertung der Kommis-
sion zu dieser Konsultation zu lesen, sie 
ist aber auch ein weiterer Hinweis dar-
auf, dass die Kommission nicht gewillt 
ist, zügig eine Strategie vorzulegen. Die 
Auswertung wird Zeit beanspruchen. 
Dann folgt die Debatte der Ergebnisse 
und dann die Aufnahme von Aspekten 
in das Kommissionsdokument. 

Gegen diese Verschleppung hat es von 
verschiedenen Seiten den Versuch gege-
ben Druck aufzubauen, um die Kommis-
sion zu bewegen, endlich eine neue Stra-
tegie vorzulegen. Bereits am 8. 12. letzten 
Jahres hatte der Beratende Ausschuss für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz (Vertretung der Länder und 
der nationalen Unternehmerverbände 
und Gewerkschaften), die Kommission 
aufgefordert, endlich aktiv zu werden. 
Der EGB hatte dann das gleiche An-
liegen in einer Entschließung vom 5./6. 
März diesen Jahres an die Kommission 
gerichtet. Darin wurden die Gesetzes-
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Handel wünscht mehr Spiel­
raum bei Ladenöffnungszeiten. 
HDE-Presse, Mi.,18.9.13. Der 
Einzelhandelsverband veröffent-
licht eine Umfrage unter 1200 Einzel-
handelsunternehmen aller Branchen, 
Größen und Standorte zum Thema La-
denöffnungszeiten: „ … Für die Unter-
nehmen ist es wichtig, dass sie möglichst 
viele Freiheiten haben, um sich optimal 
an den Wünschen ihrer Kunden zu ori-
entieren. Vor allem der stationäre Einzel-
handel steht durch die 24-Stunden-Öff-
nung der Online-Shops unter Druck“, so 
HDE-Hauptgeschäftsführer S. Genth. 
Der HDE setzt sich für eine bundeswei-
te Vereinheitlichung der Ladenöffnung 
und gelegentliche Sonntagsöffnung ein. 
„Die Kunden shoppen gerne an den ver-
kaufsoffenen Sonntagen. Den Bedenken 
der Kirchen trägt der Handel dabei ger-
ne Rechnung, indem die Öffnungszeiten 
erst nach den Gottesdienstzeiten begin-
nen“, so Genth weiter. 
BDI beruhigt über Regierungskontinui­
tät . DW.de, Mo., 23.9.13. Für U. Grillo, 
(BDI), ist zuletzt zu viel über Umvertei-
lung geredet worden: „Wir haben in den 
letzten Monaten im Wahlkampf zu we-
nig über eine zielführende Wirtschafts- 
und Industriepolitik gesprochen“, sagte 
Grillo. Ansonsten aber sind die meis-
ten Vertreter der Wirtschaft erst einmal 
froh, dass ein mögliches Wahlchaos mit 
unklaren Verhältnissen ausgeblieben ist. 
Im Gegenteil: Mit dem deutlichen Sieg 
der Unionsparteien CDU und CSU ist 
aus Sicht der Wirtschaft – unabhängig 
davon, welche Koalitionen sich bilden 
werden – ein Stück Kontinuität und da-
mit auch Planungssicherheit erhalten 
worden.
Forderungskatalog des DIHK an die neue 
Bundesregierung. Newsletter DIHK, Fr., 
26.09.13 Der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag fordert 1. Eine be-
zahlbare und sichere Energieversor-
gung. Energie sei in Deutschland zu teu-
er. Gefordert wird ein beschleunigter 
Netzausbau, die Reform des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes und eine bes-
sere Bund-Länder-Abstimmung beim 
gemeinsamen Punkt Energiewende. 2. 
Keine Steuererhöhungen, mehr Investi-
tionen, weniger Staatskonsum. 3. Aus- 
und Neubaumaßnahmen bei Straßen 
in Höhe von 89 Mrd. Euro. Sanierung 
von Straßen, Schienen und Wasserwe-
gen im Umfang von 45 Mrd. Euro. 4. 
Die demografische Entwicklung gefähr-
de – trotz gutem dualen Bildungssys-
tem – zunehmend die Verfügbarkeit von 
Fachkräften. Ein wichtiger Baustein 
für eine Fachkräftestrategie sei ein be-
darfsgerechtes und qualitativ hochwer-
tiges Angebot von Kinderbetreuung und 
Ganztagsschulen. 5. Eine stärkere Ko-
ordinierung der Wirtschaftspolitik auf 
der europäischen Ebene und nationale 
Verantwortung für diese Politik müssten 
Hand in Hand gehen.
� Zusammenstellung: rst

vorhaben aufgelistet, die seit langem auf 
der Tagesordnung schmoren oder als 
dringlichste betrachtet wurden. Dazu 
zählen die Revision der Krebsrichtlinie, 
eine holistische Richtlinie zum Bereich 
der Muskel-Skeletterkrankungen, Ak-
tivitäten im Bereich der psychosozialen 
Belastungen oder die Intensivierung der 
Arbeit, Fragen der Arbeitsorganisation 
sowie eine stärkere Partizipation der Be-
schäftigten.

Ausgearbeitet werden müsste von 
den Gewerkschaften jetzt eine Art po-
litisches Pflichtenheft, das Bezugs- und 
Verknüpfungspunkte zu anderen EU-
Politiken listet, die für den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz relevant sind. Gera-
de vor dem Hintergrund eines weiteren 
Aufblühens der verschiedenen Formen 
prekärer Beschäftigung, der breiten 
Anwendung von chemisch basierten 
Produkten, neuen Technologien (Nano) 
oder Aspekten der Arbeitsorganisation 

und der Arbeitsverdichtung, bräuchte es 
dringend eines holistischen Ansatzes in 
der europäischen Arbeitsschutzpolitik, 
der über den engen Handlungsraum der 
Generaldirektion Beschäftigung hin-
ausweist und Spuren in anderen Feldern 
der EU-Politik hinterlässt. 

Bezüglich der politischen Dynamik 
schein es so, dass Druck heute vor allem 
von der nationalen Ebene her aufgebaut 
werden müsste. Der Beratende Ausschuss 
in Luxemburg kann dabei eine wichtige 
Rolle spielen. Wichtig wären dabei auch 
operative Vorschläge der Gewerkschaf-
ten für die spezifischen Gegenstände, 
Sektoren, Betriebsstrukturen oder Un-
ternehmensgruppen, die anschlussfähig 
für die Praxis der jeweiligen Zielgruppen 
sind. Ebenfalls von Belang wären Wort-
meldungen der nationalen Regierungen/
Fachministern, um die Kommission in 
Bewegung zu setzen. � Rolf Gehring 

Dokumentiert: Gute Arbeit – Sichere Rente – Soziales Europa – Aktiver Staat: Zeit für 
eine sozial gerechte Politik. Resolution des DGB-Bundesausschusses vom 1. Okt. 2013 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften haben den Parteien vor der Bundes-
tagswahl Vorschläge für einen Politikwechsel gemacht … Unser Ziel ist es, in Deutsch-
land eine neue Ordnung der Arbeit zu gestalten. Denn der deutsche Arbeitsmarkt 
ist tief gespalten. Wir wollen gute Arbeit schützen und ausbauen und prekäre Arbeit 
bekämpfen. Höchste Priorität haben für uns folgende Maßnahmen: 

• die durch das Grundgesetz geschützte 
und über viele Jahrzehnte bewährte Ta-
rifautonomie zu stärken. Dazu ist eine 
schnelle Gesetzesinitiative nötig, um die 
Hürden für Allgemeinverbindlicherklä-
rungen abzusenken. 
• sofort einen flächendeckenden, gesetz-
lichen Mindestlohn mit einer Einstiegs-
höhe von 8,50 Euro einzuführen und das 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz auf alle 
Branchen auszuweiten. 
• umgehend den Missbrauch von 
Leiharbeit und Werkverträgen zu be-
kämpfen. Dazu ist es nötig, eine gesetz-
liche Klarstellung für den Grundsatz 
„Gleiches Geld für gleiche Arbeit“ her-
beizuführen, das Mitbestimmungs-
recht der Betriebsräte bei Leiharbeit 
und Werkverträgen zu stärken, in der 
Leiharbeit das Synchronisationsverbot 
wiederherzustellen, den Streikbrecher-
Einsatz gesetzlich zu verbieten und die 
Überlassungsdauer auf eine klar be-
stimmte Zeit zu begrenzen. 
• mit gesetzlichen Regelungen die Gleich-
behandlung von Mini-Jobs mit anderen 
Arbeitsverhältnissen bei der Bezahlung, 
den übrigen Arbeitsbedingungen und 
der sozialen Sicherung herzustellen, 
den Kündigungsschutz auszubauen, die 
sachgrundlose Befristung abzuschaffen, 
Befristungen mit Sachgrund einzugren-
zen sowie einen wirksamen Beschäftig-
tendatenschutz zu gewährleisten. 

• endlich ernst zu machen mit dem 
Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“, indem sofort ein Entgeltgleich-
heitsgesetz verabschiedet wird. 
• die Unternehmensmitbestimmung so-
wie die Mitbestimmung für die Beschäf-
tigten im Öffentlichen Dienst zu stärken. 
Insbesondere bei der Personalplanung 
brauchen Betriebs- und Personalräte 
mehr Rechte. 
• das bildungs-, arbeitsmarkt- und 
gleichstellungspolitisch schädliche Be-
treuungsgeld umgehend wieder abzu-
schaffen. 
• die Gewerkschaften bei ihren Bemü-
hungen um eine Anti-Stress-Verordnung 
und bessere Mitbestimmungsrechte zur 
Vermeidung und zum Abbau arbeitsbe-
dingter Belastungen und Erkrankungen 
zu unterstützen. 
• umgehend eine Ausbildungsoffensive 
zur Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit zu starten und ein Recht auf 
Ausbildung für alle jungen Menschen 
umzusetzen. 
• Beschäftigte gegen Arbeitslosigkeit – 
gerade nach prekären Arbeitsverhältnis-
sen – sozial besser abzusichern. 
• das Hartz IV-System grundlegend zu 
reformieren und die Regelsätze zu er-
höhen sowie die Zumutbarkeit von Ar-
beitsangeboten an tarifliche oder min-
destens ortsübliche Bedingungen zu 
binden …

Der volle Forderungskatalog unter: www.dgb.de/btw2013/resolution

Wirtschafts-

presse

Durch ein ärgerliches Versehen ist in der Druckausgabe der PB 9 die Rubrik 
„Wirtschaftspresse“ aus PB 8 stehen geblieben. Richtig in der Internetfassung 
der PB 9 (S. 17) unter www.linkekritik.de, Periodika, Reihen. M.F.
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Veranstaltung zu 
40 Jahre Ford-

Am Wochenende 27./28.9. haben Kol-
leginnen von Ford, politische Aktivis-
tinnen von damals und heute den Ford-
Streik von 1973 noch einmal lebendig 
werden lassen und seine Folgen, die 
heutige Krisensituation und die Kämp-
fe in der internationalen Automobil-
industrie mit den Kölner Besuchern 
und Aktivistinnen aus verschiedenen 
Ländern und Betrieben diskutiert.

Weit über 100 Leute waren am Frei-
tag über vier Stunden lang bis 23 Uhr 
geblieben, um die teilweise bewegen-
den Berichten von 1973, aber auch die 
Debatten über die aktuelle Situation 
zu erleben.

Am Samstag wurden auf drei Work-
shops mit jeweils über 50 Leuten die 
Themen „Autonomie der Migration“, 
„Krise und Kritik der Automobilge-
sellschaft“ und die „Perspektive der 
Kämpfe in der europäischen Automo-
bilindustrie und ihre globale Dimensi-

on“ bearbeitet.
Der musikalische Ausklang zum 

Schluss des Tages schlug noch einmal 
Grafik von Joachim Römer eine geniale 
Brücke von 1973 nach heute: Mischi 
Steinbrück und Klaus der Geiger wa-
ren auf den Fotos von 1973 als Akteure 
der linken Kölner Kulturszene vor den 
Toren zu sehen und sie haben heute, 
nach 40 Jahren nichts von ihrer Kraft 
und Faszination eingebüßt. Es war 
ein außergewöhnliches Erlebnis, dass 
leider nur noch 50/60 Leute genießen 
konnten, die dann aber für ihr Bleiben 
reich belohnt wurden. Den Abschluss 
setzte „Gehörwäsche“ mit jungen Ak-
tivisten auch von Ford und schlugen 
die Brücke zu denen, die die nächsten 

40 Jahre gestalten.
Zum 50. sehen wir uns wieder – und 

hoffentlich auch mit Mischi, Klaus und 
der Gehörwäsche – ich bin gespannt 
auf alle. Und dazwischen mischen wir 
auf unsern Plätzen noch ein wenig bis 
kräftig mit.

Eine besondere Beflügelung erfuhr 
die Erinnerung an den Streik durch 
die von Joachim Römer ausgearbeitete 
Fotoausstellung mit den Bildern von 
Ger not Huber. Sie ließen die Streiken-
den, ihren Mut, ihre Angespanntheit, 
ihre Demonstrationen und Debatten, 
aber auch ihre muntere Entspanntheit 
lebendig werden.

Hier dazu einige begleitende Text-
passagen: 
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1. Die Werkstore
Die Tore waren die Schlüsselpositionen
des Streiks. Hier entschied sich zu je-
dem Schichtwechsel neu, wie viele Kol-
legen von jeder Schicht ins Werk kom-
men, wie viele bleiben, wie viele gehen.
Kommen Mitstreikende oder Streik-

brecher? Halten wir die Torkontrolle,
derWerkschutz oder die Polizei?Als die
Polizei die Tore besetzten, um den Zu-
strom von Streikenden zu unterbinden,
wurde erst gerauft und gerempelt, dann
wurden einfach an Tor 3 und 6 einige
Torelemente ausgebaut. Danach war die
Kontrolle von Ein- und Ausgang in der
Hand der Streikenden. Management und
Polizei nahmen es hin.
Zu jedem Schichtwechsel versam-

melten sich vor den Toren zahlreiche
Kollegen. Die einen kamen zu ihrer
Streikschicht, andere wollten arbeiten,
oder sich vor Ort erkundigen, was los
ist. Die aus der Türkei kamen meist rein,
die Deutschen blieben meist draußen
und gingen wieder nach Hause.
Es wurde geworben, gerufen, eingela-

den, geschimpft, beschimpft, gerempelt
und selten mal geschlagen.
Dort wurden täglich zahlreiche oder

zahllose Flugblätter verteilt und dorthin
kamen auch die Unterstützer: mit Mu-
sik, Theater, Speisen und Getränken.

2. Die Demonstrationen durch’s
Werk

Mit einer Demonstration ausgehend von
der Y-Halle, durch die großen Hallen
des Ostgeländes, über die Brücke, durch

die W-, R- und Z-Halle bis zum Platz
vor dem M-Gebäude von Personalabtei-
lung und BR, fing am Freitagnachmit-
tag, 24.8. in der Spätschicht, alles an.
Am Montagmorgen, den 27.8., mit

der Frühschicht wurde der Streik mit
dieser Demonstration in gleicher Weise
fortgesetzt.
Dieses „Ritual“ wurde täglich (min-

destens) dreimal – nach jedem Schicht-
wechsel – wiederholt.
Es diente der Demonstration der eige-

nen Stärke, es waren jedes Mal Tausen-
de beteiligt, es diente aber auch dem
Einsammeln Unentschlossener, die sich
in den Hallen eingefunden hatten um
ggfs. die Arbeit aufzunehmen und auch
dazu, den wenigen Streikbrechern klar
zu machen, dass daraus nichts würde.
Dabei kam es auch schon mal zu Range-
leien.
Wenn sich mancher auf der Gegensei-

te Hoffnung gemacht hatte, der Streik
würde abflauen, so bewiesen die drei
täglichen Demonstrationen eher das Ge-
genteil.
Die Demonstration am Donnerstag-

morgen, 30.8., wurde dann von einer
vom Werk organisierten Gegendemons-
tration in Zusammenarbeit mit dem BR
und der Polizei angegriffen und mit ihr
der Streik zerschlagen.

3. Die Versammlungen imWerk
Zu Schichtbeginn gab es jeweils Auf-
taktversammlungen vor der A-Halle.
Danach begannen die Demonstration
durch das Werk.

Weitere Versammlung gab es vor Tor
6 und auf dem Westgelände auf der
Elbe-Allee am Tor 24.
Während der Demonstration wurde

dort eine Art Kundgebung abgehalten,
wo sich Kollegen auf der anderen Seite
der Tore eingefunden hatten. Verschie-
dene Redner erläuterten die Situation
und den Verhandlungs-, bzw. den Nicht-
verhandlungsstand.
Höhepunkte waren dann die Ausei-

nandersetzungen mit BR- oder Ge-
schäftsführungsvertretern vor der Perso-
nalverwaltung im M-Gebäude.

4. Ort der Muße
Klar, die besonderen Aktionen während
des Streiks waren die großen Versamm-
lungen und Demonstrationen.
Man kann aber nicht 24 Stunden de-

monstrieren, debattieren und Reden
schwingen.
Ruhe, Entspannung und Austausch

waren wesentliche Momente des
Streiks. Das Werk, das sonst mit Hetze,
Antreiberei, Lärm und Hitze verbunden
war, wurde als Ort der Ruhe und des
Austauschs genossen.
Die Szenen ähnelten denen eines

Dorf- oder Viertelsplatzes. Abends wur-
de musiziert, getanzt und wurden von
Musik begleitete Geschichten erzählt.
Für Stunden war dasWerk ein Ort des

lebendigen Lebens und nicht der ent-
fremdeten Antreiberei.

Bilder unten von Gernot Huber
Fotos Peter Bach

1. Die Werkstore

Die Tore waren die Schlüsselpositio-
nen des Streiks. Hier entschied sich zu 
jedem Schichtwechsel neu, wie viele 
Kollegen von jeder Schicht ins Werk 
kommen, wie viele bleiben, wie viele 
gehen.

Kommen Mitstreikende oder Streik-
brecher? Halten wir die Torkontrolle, 
der Werkschutz oder die Polizei? Als 
die Polizei die Tore besetzten, um den 
Zustrom von Streikenden zu unterbin-
den, wurde erst gerauft und gerempelt, 
dann wurden einfach an Tor 3 und 6 
einige Torelemente ausgebaut. Danach 
war die Kontrolle von Ein- und Aus-
gang in der Hand der Streikenden. Ma-
nagement und Polizei nahmen es hin.

Zu jedem Schichtwechsel versam-
melten sich vor den Toren zahlreiche 
Kollegen. Die einen kamen zu ihrer 
Streikschicht, andere wollten arbeiten, 
oder sich vor Ort erkundigen, was los 
ist. Die aus der Türkei kamen meist 
rein, die Deutschen blieben meist drau-
ßen und gingen wieder nach Hause.

Es wurde geworben, gerufen, einge-
laden, geschimpft, beschimpft, gerem-
pelt und selten mal geschlagen.

Dort wurden täglich zahlreiche oder 
zahllose Flugblätter verteilt und dort-
hin kamen auch die Unterstützer: mit 
Musik, Theater, Speisen und Geträn-
ken.

2. Die Demonstrationen durchs Werk

Mit einer Demonstration ausgehend 
von der YHalle, durch die großen Hal-
len des Ostgeländes, über die Brücke, 

durch die W-, R- und Z-Halle bis zum 
Platz vor dem M-Gebäude von Perso-
nalabteilung und BR, fing am Freitag-
nachmittag, 24.8. in der Spätschicht, 
alles an.

Am Montagmorgen, den 27.8., mit 
der Frühschicht wurde der Streik mit 
dieser Demonstration in gleicher Weise 
fortgesetzt.

Dieses „Ritual“ wurde täglich (min-
destens) dreimal – nach jedem Schicht-
wechsel – wiederholt.

Es diente der Demonstration der ei-
genen Stärke, es waren jedes Mal Tau-
sende beteiligt, es diente aber auch 
dem Einsammeln Unentschlossener, 
die sich in den Hallen eingefunden hat-
ten um ggfs. die Arbeit aufzunehmen 
und auch dazu, den wenigen Streik-
brechern klar zu machen, dass daraus 
nichts würde. Dabei kam es auch schon 
mal zu Rangeleien.

Wenn sich mancher auf der Gegensei-
te Hoffnung gemacht hatte, der Streik 
würde abflauen, so bewiesen die drei 
täglichen Demonstrationen eher das 
Gegenteil.

Die Demonstration am Donnerstag-
morgen, 30.8., wurde dann von einer 
vom Werk organisierten Gegende-
monstration in Zusammenarbeit mit 
dem BR und der Polizei angegriffen 
und mit ihr der Streik zerschlagen.

3. Die Versammlungen im Werk

Zu Schichtbeginn gab es jeweils Auf-
taktversammlungen vor der A-Halle. 
Danach begannen die Demonstration 
durch das Werk.

Weitere Versammlung gab es vor Tor 
6 und auf dem Westgelände auf der 
Elbe-Allee am Tor 24.

Während der Demonstration wurde 
dort eine Art Kundgebung abgehalten, 
wo sich Kollegen auf der anderen Seite 
der Tore eingefunden hatten. Verschie-
dene Redner erläuterten die Situati-
on und den Verhandlungs-, bzw. den 
Nicht-verhandlungsstand.

Höhepunkte waren dann die Ausei-
nandersetzungen mit BR- oder Ge-
schäftsführungsvertretern vor der 
Personalverwaltung im M-Gebäude.

4. Ort der Muße

Klar, die besonderen Aktionen wäh-
rend des Streiks waren die großen Ver-
sammlungen und Demonstrationen.

Man kann aber nicht 24 Stunden de-
monstrieren, debattieren und Reden 
schwingen.

Ruhe, Entspannung und Austausch 
waren wesentliche Momente des 
Streiks. Das Werk, das sonst mit Hetze, 
Antreiberei, Lärm und Hitze verbun-
den war, wurde als Ort der Ruhe und 
des Austauschs genossen.

Die Szenen ähnelten denen eines 
Dorf- oder Viertelsplatzes. Abends 
wurde musiziert, getanzt und wur-
den von Musik begleitete Geschichten 
erzählt.

Für Stunden war das Werk ein Ort 
des lebendigen Lebens und nicht der 
entfremdeten Antreiberei.

Foto Seite 19 oben: Peter Bach, Bilder 
unten von Gernot Huber
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Zur Diskussion der Wahlergebnisse  
der Linken in München Stadt 	Von Brigitte Wolf*

Gratulation: Über die Landesliste der 
Linken sind mit Klaus Ernst (Schwein-
furt), Eva Bulling-Schröter (Ingolstadt), 
Nicole Gohlke (München) und Harald 
Weinberg (Nürnberg) vier Abgeordnete 
in den Bundestag eingezogen. Am Land-
tagswahlsonntag vorher konnten Rein-
hard Möller in Oberfranken, Uwe Schild-
bach in Mittelfranken, Angelika Strobel 

in Unterfranken, Frederik Hintermayr 
in Schwaben und in unserem Regie-
rungsbezirk Oberbayern Beate Jenkner 
ein Mandat in dem jeweiligen Bezirkstag 
erkämpfen. Wir gratulieren herzlich. 
Schmerzliche Einschnitte. Leider blieb 
die Linke im Landesdurchschnitt bei 
den Landtagswahlen krass und auch bei 
den Bundestagswahlen noch deutlich in 

Bayern unter 5%. Das macht die Ausdeh-
nung der kommunalpolitischen Arbeit 
landesweit schwierig. Wo die Linke noch 
nicht im Kommunalparlament vertreten 
ist, müssen Bürgerinnen und Bürger sich 
bei der Behörde als Unterstützer/innen 
eintragen. Das gilt auch für die Wahl zu 
den Bezirksausschüssen in München. – 
Schade!

Wo steht die Münchner Linke im Wettbewerb der Parteien?
Wenn die Linke in München binnen 
8 Tagen bei der Landtagswahl 2,3%, 
bei den Wahlen zum Bezirkstag 3,4% 
und bei den Wahlen zum Bundestag 
4,6% erzielte, so macht das erstens sehr 
deutlich, dass eine Wahlentscheidung 
für die Linke sehr von den konkreten 
Chancen abhängt, tatsächlich Mandate 
zu erreichen. Zweitens geben uns Un-
tersuchungen des Städtischen Amtes 
für Statistik zu den Wählerwanderun-
gen Hinweise, an welchen Themen ge-
arbeitet werden muss. Unterstreiche: 
Hinweise, denn die Berechnung der 
Wählerwanderungen ist statistisch 
schwierig und mit erheblichen Unsi-
cherheiten behaftet. Zusätzlich zu den 
Grafiken, die die Bilanz der Wande-
rungsbewegungen aus der Sicht der 
Linken darstellen (Siehe S. 20 u. 21) 
haben wir deswegen auch noch die Ta­
bellen (S. 23) abgedruckt, die das ganze 
Patchwork der politischen Landschaft 
erahnen lassen.

Nach der Wahl ist vor der Wahl. Die 
CSU in Bayern und die Union aus CDU 
und CSU im Bund haben ihren Erfolg 
erzielt, weil sie Stabilität versprachen 
und sich für soziale Anliegen immerhin 
offen zeigten. Die Linke hat sich bundes-
weit als soziale und friedenspolitische 
Gegenmacht halten können, freilich bei 
schmerzlichen Verlusten. Als Garant 
von Bürgerrechten und Plattform der 
Mitbürgerinnen und Mitbürger mit Mi-
grationshintergrund ist die Linke nicht 
hervorgetreten, dies im Unterschied zu 
ihrem in diesen Anliegen an vielen Orten 
doch recht lebhaften Engagement. Bei 
Wahlen kommt es zuerst auf das Ergeb-
nis an. Aber Wahlergebnis und Wähler-
wanderung können darüber hinaus auch 
Anregungen für die Verbesserung der 
Arbeit liefern. Deswegen diese Wande-
rung durch die Zahlenwelt der Wahler-
gebnisse in München.

Münchner Wählerwanderungen bei der 
Landtagswahl 2008  2013 (5,2%  
2,3%)

Siehe Schaubild S. 21 links. Den 
Sprung über die 5% in den Landtag 
traute der Linken bei dieser Wahl 

Wahl Zeitpunkt München Obb By

Kommunalwahl  März 2002 1,4% ./. ./.

Bundestagswahl  Sept. 2005 3,9% 3,0% 3,4%

Kommunalwahl  März 2008 3,7% ./. ./.

Landtagswahl,  Sept. 2008 5,2% 3,8% 4,4%

Bezirkstagswahl Sept. 2008 5,1% 3,8 ./.

Bundestagswahl Sept. 2009 6,7% 5,4% 6,5%

Landtagswahl Sept. 2013 2,3% 1,8% 2,1%

Bezirkstagswahl Sept. 2013 3,4% 2,4% ./

Bundestagswahl Sept.2013 4,6% 3,5% 3,8%

* Der Artikel der Linken-Staträtin Brigitte Wolf wurde in der Ausgabe Nr. 45 
von „MitLinks“, der Zeitschrift, die die Linke im Münchner Stadtrat zusammen 
mit dem Forum Linkie Kommunalpolitik München e.V. herausgibt, veröffentlicht.

Wählerwanderungen bei den Landtagswahlen 2008 und 2013 in München

CSU SPD Grüne FDP Linke
Freie 

Wähler Sonstige
Nicht-
wähler insgesamt

CSU 92,4%  1,2%  0,9%  0,8%  0,6%  0,7%  0,9%  2,5%  100,0%  

SPD 5,0%  88,0%  0,9%  0,7%  0,6%  0,8%  1,6%  2,3%  100,0%  

Grüne 1,3%  22,7%  68,6%  2,2%  0,8%  1,4%  2,0%  1,0%  100,0%  

FDP 38,6%  9,2%  1,7%  36,4%  1,0%  7,7%  3,6%  1,9%  100,0%  

Linke 2,9%  23,3%  2,6%  1,3%  25,2%  4,4%  29,0%  11,3%  100,0%  

Freie Wähler 19,5%  4,7%  2,0%  1,4%  1,8%  44,4%  20,1%  6,0%  100,0%  

Sonstige 10,2%  4,9%  2,0%  1,5%  2,2%  7,6%  55,9%  15,6%  100,0%  

Nichtwähler 4,2%  8,8%  0,9%  0,7%  0,3%  0,4%  0,6%  84,2%  100,0%  

© Statistisches Amt München

2008 haben …% 
der Wahlberech-
tigten … gewählt

2013 haben …% der Wahlberechtigten … gewählt

Lesebeispiel:  92,4% der CSU-Wähler von 2008 haben 2013 wieder die CSU gewählt. 1,2% der CSU-Wähler von 2008 haben 2013 ihre 
Stimme der SPD gegeben. 5,0% der SPD-Wähler von 2008 haben bei der Landtagswahl 2013 die CSU gewählt.

(berechnet nach der eiPack- Methode (Multinomial-Dirichlet-Modell nach Rosen et al. in der r-Implemen-
tierung von Lau et al.))

Vorläufiges Ergebnis - Zweitstimmen

 Statistisches Amt der Landeshauptstadt München   

Wählerwanderungen bei den Landtagswahlen 2008 und 2013 in München
Wählersalden aus Sicht der Parteien - Vorläufiges Zweitstimmenergebnis

© Statistisches Amt München

© Statistisches Amt München

- 2 900

0

+ 700

+ 4 700

+ 800

- 2 600

+ 300

-5 000

-4 000

-3 000

-2 000

-1 000

0

1 000

2 000

3 000

4 000

5 000

Aus Sicht der FREIEN WÄHLER

CSU

SPD

Grüne

FDP

Linke

Sonstige

Nichtwähler

+ 100

- 5 400

0

+ 300

- 800

- 7 300

- 1 800

-10 000

-5 000

0

5 000

Aus Sicht der LINKEN

CSU

SPD

Grüne

FDP

Freie Wähler

Sonstige

Nichtwähler

Lesebeispiel: Positive Werte bedeuten eine Wählerwanderung zu den LINKEN, negative Werte zeigen eine 
Wanderung von den LINKEN weg.

Lesebeispiel: Positive Werte bedeuten eine Wählerwanderung zu den FREIEN WÄHLERN, negative Werte 
zeigen eine Wanderung von den FREIEN WÄHLERN weg.

 Statistisches Amt der Landeshauptstadt München   

Quellen, auch für die Schaubilder und die Tabellen S. 23: 
www.muenchen.de/rathaus/Stadtinfos/Statistik/Wahlen 
sowie https://www.statistik.bayern.de/wahlen/

CSU	  SPD	  Grüne	  FDP	  Fr.W.	 Sonst. 	 NichtW
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kaum jemand zu. Ein Grund für die 
Abwanderung zur SPD (-5.400). Die 
Gerechtigkeitsdefizite bei Schwarz/
Gelb haben tatsächlich [CSU- (+100) 
und FDP- (+300) Wähler] der Linken 
eine positive Wanderungsbilanz mit 
diesen Parteien verschafft, das Hin 
und Her mit den Grünen (+-0) blieb 
ausgeglichen, während die die Frei-
en Wähler von der Linken gewannen 
(-800). Die umfangreichste Wanderung 
(-7.300) ergab sich zu den „Anderen“, 
vermutlich vor allem zu den Piraten. 
Ebenfalls verloren hat die Linke an die 
Nichtwähler (-1.800). Insgesamt blieb 
nur ungefähr ein Viertel der Landtags-
Wähler von 2008 auch 2013 bei der 
Linken (Tabelle S. 22 oben).

Die persönlichen Erfahrungen im 
Wahlkampf ließen so herbe Verluste 
nicht erwarten. Zwar haben viele Wäh-
lerinnen und Wähler die innerpartei-
lichen Wirren der letzten Jahre nicht 
vergessen, aber unser Engagement 
für soziale Gerechtigkeit und Frieden 
wurden doch ermutigt und gelobt.

Münchner Wählerwanderungen Bundes-
tagswahl 2009  2013 (6,7% 4,6%)

Siehe Schaubild S. 22, unten. Die Er-
gebnisse der Bundestagswahlen stim-
men mit den persönlichen Erfahrun-
gen viel besser überein, denn sie zeigen 
Verluste und Enttäuschung, auch bei 
freundlich Gesonnenen, aber das Zu-
trauen überwiegt letzten Endes. Bei 
diesen Wahlen wurde die Linke in allen 
Umfragen erheblich über 5% gesehen. 
So entfiel dieser Grund für die Abwan-
derung zur SPD, die dementsprechend 
schwächer ausgefallen ist (-3 000). Die 
Wanderungsbilanz mit den GRÜNEN 
wurde eindeutig positiv (+2.500), was 

für die soziale und friedenspolitische 
Kompetenz der Linken spricht. So wie 
schon bei den Landtagswahlen mach-
te die Linke auch bei CSU- (+400) 
und FDP- (+700) orientierten Leuten 
Punkte. Viele Linke-Wähler von 2009 
(-3.600) stimmten allerdings für die eu-
ropafeindliche AfD, (die bei den Land-
tagswahlen nicht angetreten war). 

Dramatisch ist auch, dass die Mobi-
lisierung von Nichtwählern, die uns 
bei dem guten Wahlergebnis von 2009 
gelungen war, nicht zu stabilen poli-
tischen Bindungen führte. Eine große 
Zahl (-9.500) ging in die Nichtwäh-
lerschaft zurück. Gleichwohl hat bei 
dieser Wahl immerhin etwa die Hälfte 
der Wähler bereits 2008 für die Linke 
gestimmt (Tabelle S. 22 unten).

Fazit: 

1. Nach der Landtagswahl

In Bayern ist die Strategie der Ablösung 
der CSU durch ein Bündnis aus SPD, 
Grünen und Freien Wählern definitiv 
gescheitert. Bayernweit ist es der SPD 
nicht einmal gelungen, die Prozente 
hinzuzugewinnen, die bei den Grünen 
und auch bei uns verloren gingen. 

Insgesamt zeigen sich im 
Parteiensystem in Bayern weitere 
Tendenzen zur Aufsplitterung. Ein er-
heblicher Teil der politisch engagier-
ten Kräfte bewegt sich außerhalb des 
Landtags. Im Parteienspektrum eher 
rechts von der Mitte sehen wir mit den 
neuen FRANKEN und der Bayernpar-
tei regionalistische Ansätze gestärkt. 
Eher links von der Mitte sind die Pi-
raten ins Spiel gekommen, denen die 
große Mobilisierung versagt blieb. Die 

ödp mit ihrer besonderen Stärke in 
Kampagnen der direkten Demokratie 
bleibt eine Kraft. Die Linke sollte bei 
ihrem Engagement in den außerpar-
lamentarischen Bewegungen bleiben 
und Bündnismöglichkeiten bei Bür-
gerbegehren und Volksentscheiden 
nutzen.

2. Nach den Bezirkstagswahlen

Da bei den Bezirken die 5%-Klausel 
nicht gilt, machte es für die Wähler-
schaft Sinn, die geleistete Arbeit für 
soziale Gerechtigkeit zu honorieren. 
Im Stadtgebiet München schneidet die 
Linke hier mit 3,4% deutlich besser 
ab als bei den gleichzeitigen Land-
tagswahlen (2,3%). Wir sollten die Be-
richterstattung über dieses wichtige 
Politikfeld beständig verbessern. 

3. Nach den Bundestagswahlen

Bundesweit sind FDP, AfD und auch 
die Freien Wähler an der 5%-Hürde 
gescheitert. Die rechtsextremen Par-
teien haben in der breiten öffentlichen 
Meinung Geltung verloren, bleiben 
aber aktiv und aggressiv. Die Unter-
suchung der Wählerwanderungen in 
München macht darüber hinaus bei-
spielhaft deutlich, dass die Wählerin-
nen und Wähler an ihre Parteien nur 
zum geringeren Teil bekenntnishaft 
gebunden sind. Sie schauen genau hin, 
ob die konkrete Arbeit passt, ob die 
Perspektive passt und ob die taktische 
Lage passt.

Landespolitik Adieu ? Bloß nicht !

Das äußerst schwache Ergebnis bei 
den Landtagswahlen legt die Frage 
nahe, ob sich die Linke nicht besser auf 
Kommunal- und Bundespolitik kon-
zentrieren sollte. Andererseits haben 
Probleme der Münchner Kommunal-
politik fast immer mit der Politik der 
Landesregierung zu tun. Dies gilt vor 
allem für die heiß umstrittenen Fragen 
der Siedlungsentwicklung und der Ver-
kehrsplanung, und dies gilt auch für 
den Kampf um Menschenrechte und 
gegen Rassismus. In der CSU sehen 
sehr viele Wählerinnen und Wähler 
einen Garanten der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Aber die Schere zwi-
schen arm und reich geht immer wei-
ter auf. In den Großstädten entstehen 
soziale und menschenrechtliche Schat-
tenzonen, in vielen Landgebieten gibt 
es Abwanderung. Die CSU wird ihr 
Wohlfahrtsversprechen nicht einlösen 
können. Im Landtag dominiert sie SPD, 
Grüne und Freie Wähler locker. Erfolge 
sozialer Bewegungen werden nur auf 
dem weiten und anstrengenden Feld 
der Kampagnen und direkter Demo-
kratie zu erreichen sein und: in der 
kommunalen Politik.

Wir freuen uns auf die  
Kommunalwahlkampagne!

Wählerwanderungen bei den Bundestagswahlen 2009 und 2013 in München
Wählersalden aus Sicht der Parteien - Vorläufiges Zweitstimmenergebnis

© Statistisches Amt München

© Statistisches Amt München
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Lesebeispiel: Positive Werte bedeuten eine Wählerwanderung zu den LINKEN, negative Werte zeigen eine 
Wanderung von den LINKEN weg.

Lesebeispiel: Positive Werte bedeuten eine Wählerwanderung zur AfD, negative Werte zeigen eine Wanderung 
von der AfD weg.

 Statistisches Amt der Landeshauptstadt München  

CSU	  SPD	  Grüne	  FDP	  AfD	  Sonst. 	  NichtW
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Wählerwanderungen bei den Bundestagswahlen 2009 und 2013 in München

CSU SPD Grüne FDP Linke AfD Sonstige
Nicht-
wähler insgesamt

CSU 90,1%  1,0%  0,8%  0,8%  0,6%  0,8%  0,9%  4,9%  100,0%  

SPD 1,6%  88,9%  0,9%  0,8%  0,9%  1,5%  1,3%  4,1%  100,0%  

Grüne 1,7%  17,2%  71,0%  1,2%  2,7%  0,9%  2,0%  3,4%  100,0%  

FDP 36,5%  6,0%  1,1%  36,8%  1,0%  11,2%  4,1%  3,3%  100,0%  

Linke 2,1%  9,3%  1,4%  1,0%  45,1%  5,7%  10,7%  24,7%  100,0%  

Sonstige 2,5%  5,6%  1,3%  1,0%  2,5%  15,3%  67,2%  4,6%  100,0%  

Nichtwähler 1,2%  1,8%  0,9%  0,6%  0,6%  0,7%  0,8%  93,3%  100,0%  

© Statistisches Amt München

2009 haben …% 
der Wahlberech-
tigten … gewählt

2013 haben …% der Wahlberechtigten … gewählt

Lesebeispiel:  90,1% der CSU-Wähler von 2009 haben 2013 wieder die CSU gewählt. 1,0% der CSU-Wähler von 2009 haben 2013 ihre 
Stimme der SPD gegeben. 1,6% der SPD-Wähler von 2009 haben bei der Bundestagswahl 2013 die CSU gewählt.

(berechnet nach der eiPack- Methode (Multinomial-Dirichlet-Modell nach Rosen et al. in der r-Implemen-
tierung von Lau et al.))

Vorläufiges Ergebnis - Zweitstimmen

 Statistisches Amt der Landeshauptstadt München  

Wählerwanderungen bei den Landtagswahlen 2008 und 2013 in München

CSU SPD Grüne FDP Linke
Freie 

Wähler Sonstige
Nicht-
wähler insgesamt

CSU 92,4%  1,2%  0,9%  0,8%  0,6%  0,7%  0,9%  2,5%  100,0%  

SPD 5,0%  88,0%  0,9%  0,7%  0,6%  0,8%  1,6%  2,3%  100,0%  

Grüne 1,3%  22,7%  68,6%  2,2%  0,8%  1,4%  2,0%  1,0%  100,0%  

FDP 38,6%  9,2%  1,7%  36,4%  1,0%  7,7%  3,6%  1,9%  100,0%  

Linke 2,9%  23,3%  2,6%  1,3%  25,2%  4,4%  29,0%  11,3%  100,0%  

Freie Wähler 19,5%  4,7%  2,0%  1,4%  1,8%  44,4%  20,1%  6,0%  100,0%  

Sonstige 10,2%  4,9%  2,0%  1,5%  2,2%  7,6%  55,9%  15,6%  100,0%  

Nichtwähler 4,2%  8,8%  0,9%  0,7%  0,3%  0,4%  0,6%  84,2%  100,0%  

© Statistisches Amt München

2008 haben …% 
der Wahlberech-
tigten … gewählt

2013 haben …% der Wahlberechtigten … gewählt

Lesebeispiel:  92,4% der CSU-Wähler von 2008 haben 2013 wieder die CSU gewählt. 1,2% der CSU-Wähler von 2008 haben 2013 ihre 
Stimme der SPD gegeben. 5,0% der SPD-Wähler von 2008 haben bei der Landtagswahl 2013 die CSU gewählt.

(berechnet nach der eiPack- Methode (Multinomial-Dirichlet-Modell nach Rosen et al. in der r-Implemen-
tierung von Lau et al.))

Vorläufiges Ergebnis - Zweitstimmen

 Statistisches Amt der Landeshauptstadt München   

Wählerwanderungen bei den Landtagswahlen 2008 und 2013 in München
Wählersalden aus Sicht der Parteien - Vorläufiges Zweitstimmenergebnis

© Statistisches Amt München

© Statistisches Amt München
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Lesebeispiel: Positive Werte bedeuten eine Wählerwanderung zu den LINKEN, negative Werte zeigen eine 
Wanderung von den LINKEN weg.

Lesebeispiel: Positive Werte bedeuten eine Wählerwanderung zu den FREIEN WÄHLERN, negative Werte 
zeigen eine Wanderung von den FREIEN WÄHLERN weg.
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W
o 

st
eh

t d
ie

 M
ün

ch
ne

r L
in

ke
 im

 W
et

tb
ew

er
b 

de
r P

ar
te

ie
n?

 A
us

: w
ww

.m
ue

nc
he

n.
de

/ra
th

au
s/

St
ad

tin
fo

s/
St

at
ist

ik
/W

ah
le

n



P
o

l
i

t
i

s
c

h
e

 
B

e
r

i
c

h
t

e
 

–
 

Z
e

i
t

s
c

h
r

i
f

t
 

f
ü

r
 

l
i

n
k

e
 

P
o

l
i

t
i

k

Flüchtlingspolitik der EU: Erbärmlich • 
Mit Gauck ins volle Risiko? • Problem 
für Grün-Rot: Versprochen, gehalten

Rückwirkungen auf die Parteien und auf Re-
gierungsziele� 4

Stellungnahmen zu den Sondierungsver-
handlungen

Landtagswahl in Hessen am 22. September 
2013 – Wahlnachtbericht und erste Analyse � 6

Auslandsnachrichten� 8
Polen: Gewerkschaften gegen Regie-
rungspolitik • Schweiz: Beschäftigte im 
Reinigungsgewerbe streiken • Schweiz: 
Lidl hebt den Mindestlohn auf 4000 
Franken • Großbritannien: Unterstüt-
zung für Royal Mail Streik • Griechen-
land: Solidarität mit den streikenden 
Lehrkräften • Kolumbien: Schutz für Ge-
werkschaftsführer • ILO meldet Erfolge 
beim Kampf gegen Kinderarbeit
Tausende Menschen gehen für eine so-
zialere und gerechtere Steuerpolitik auf 
die Straße

Aktionen … Initiativen� 10
Gentechnik möglich: Kritik an EU-Agrar-
politik und Aigner • 19 Stunden schuf-
ten für Lidl! • Rage Against Abschie-
bung •  Atomkraftgegner fordern: AKW 
statt Gaskraftwerke stilllegen • MDG-
Gipfel: Positives Signal aus New York • 
Keine „Schutzzölle“ gegen internationa-
le Studierende in Baden-Württemberg 
• Nationale Strategie zur Überwindung 
von Wohnungsnot und Armut

Mannheim: Bürgerentscheid zur Bundesgarten-
schaft im Jahr 2023� 12

Deutzer Hafen: Hochwasserschutz beachten!� 13

Roma in Bergheim� 14

Kommunale Politik� 16
Hamburg. Volksentscheid Energiever-
sorgung. • Initiative der Linken nimmt 
Fahrt auf: Köln. • Forderungen des 
Städtetages an die neue Bundesregie-
rung: Berlin. 

Europäische Arbeitsschutzpolitik: In der Defensive�17
Dokumentiert: Gute Arbeit – Sichere 
Rente – Soziales Europa – Aktiver Staat: 
Zeit für eine sozial gerechte Politik. Re-
solution des DGB-Bundesausschusses 
vom 1. Okt. 2013 

Wirtschaftspresse� 18

Veranstaltung zu 40 Jahre Ford-Streik� 19

Zur Diskussion der Wahlergebnisse der Linken 
in München Stadt� 21

Inhalt

Aktuell

Die nächste Ausgabe der Politischen Berichte erscheint in vier Wochen am 7. November 2013.
Redaktionsschluss: Freitag, 1. November.
Artikelvorschläge und Absprachen über pb@gnn-verlage.de.
Die weiteren Erscheinungstermine:
5. Dezember, 16. Januar 2014, 12. Februar.

Informationen zur Winterschule 2014  
von 2. bis 4. Januar in Erfurt
Die Winterschule 2014 beginnt am 
Donnerstag, 2.1. (14 Uhr), und dauert 
bis Samstag, 4.1. (18 Uhr). Beide Aben-
de werden voraussichtlich mit Veran-
staltungen (u.a. ArGe-Mitgliederver-
sammlung) belegt sein. Dies bitte bei 
den Seminarzeiten berücksichtigen.

Tagungsort

Wir tagen erneut in der Jugendherber-
ge „Hochheimer Straße“, in der „JH 
Klingenstraße“ übernachten wir. Bei-
de liegen nur etwa 4 Minuten Fußweg 
auseinander.

Adresse: JH Erfurt, Hochheimer Str. 
12, Klingenstraße 4, 99094 Erfurt, Tel. 
0361 5626705.

Die JH ist vom Bahnhof Erfurt mit 
der Straßenbahn 6 bis Endstation Stei-
gerstraße zu erreichen. Von dort sind es 
noch ca. 200 m Fußweg. 

Kosten

Die Kosten für Ü/F betragen ca. 29,50 
Euro + ca. 1 Euro Kurtaxe pro Person.

Bettwäsche ist vorhanden, bitte 
Handtücher mitbringen.

Mittag-/Abendessen können auf 
Wunsch in der JH eingenommen wer-
den. Bitte bei der Anmeldung angeben.

Auf Antrag können in begrenztem 
Umfang auch Reisekosten übernom-
men werden.

Anmeldung

Wir sind wie immer als Gruppe ange-
meldet und haben eine gewisse Anzahl 
an Betten reserviert. Anmeldungen 
bitte bis 1. Dezember und nur bei:

hanne-reiner@onlinehome.de oder 

telefonisch 030-39808805.

Wir bitten darum, die An- und Ab-
fahrtszeiten so zu legen, dass der 
Seminarzeitraum voll ausgeschöpft 
werden kann und nicht durch frühere 
Abfahrtszeiten weiter reduziert wird.

Veranstaltung mit der AG Konkrete Demokratie 
– Soziale Befreiung, Hamburg am 1. November 
Parteiensystem in Deutschland und  
die Europawahlen 
Freitag, den 1. November 2013, um 17 Uhr, Hamburg, Buceriusstr. 2, Fraktion Die Linke, auf 
Einladung von Christiane Schneider.

Vortrags- und Diskussionsveranstaltung, aufbauend auf der „Linken Schule“ der „Ar-
beitsgemeinschaft Konkrete Demokratie – Soziale Befreiung“ Kurs Kulturwissenschaften 
/ Philosophie.

Teilnahme von Dr. Harald Pätzold und 
Christiane Schneider.
Zeitplan: Beginn 17 Uhr, Pause gegen 
19 Uhr, Fortsetzung bis ca. 22 Uhr.
Themen: 

1. Demokratie – Steuerung komplexer 
Gesellschaftssysteme. 

Entwicklungen der Lebensumstände 
in Deutschland führen zu program-
matischen Antworten der politischen 
Akteure. Widerspiegelung und Formu-
lierung in und durch die Parteien in 

Deutschland. Versuch einer vorsich-
tigen Diskussion der diversen Wahl-
ergebnisse.

2. Europawahl Mai 2014 und 
Parteiensystem in Deutschland. 

Linke Politik gegenüber den Europäi-
schen Institutionen. 

3. Politik der Rechten und faschistische 
Formierung in Europa.

Anmeldung bitte über 
eva.detscher@web.de.


